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Überschrift, Beschlussvorschlag

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Stobwasserstraße“,                                  WI 74
Stadtgebiet zwischen der Frankfurter Straße, A 391 und ALBA (ehemals Stadtreinigungsbetrieb)

Satzungsbeschluss

„1. Die während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) und der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) BauGB 
eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend des Vorschlags der Verwaltung gemäß der 
Anlagen 5 und 6 zu behandeln.

2. Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Stobwasserstraße“, WI 74, wird in der während 
der Sitzung ausgehängten Fassung als Satzung beschlossen.

3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen.“
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Ziel des Bebauungsplanverfahrens „Stobwasserstraße“, WI 74, ist die Änderung des bestehenden 
Bebauungsplanes WI 17 aus dem Jahr 1966 im Hinblick auf die auch mit der Einrichtung eines 
Sanierungsgebietes geänderten städtebaulichen Ziele. Der Geltungsbereich liegt im förmlich 
festgelegten Sanierungsgebiet „ Westliches Ringgebiet – Soziale Stadt“ und dient daher 
insbesondere der Umsetzung der Sanierungsziele.

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) fand in der Zeit vom 27.01.2009 bis 27.02.2009 statt. Im Ergebnis 
entstand ein Überarbeitungsbedarf in vereinzelten Punkten, die im Rahmen des 
Auslegungsbeschlusses (Drucks.-12339/09) beschrieben wurden. 

Gemäß § 4 a (3) BauGB müssen für einen nach der Behördenbeteiligung geänderten 
Bebauungsplanentwurf erneut Stellungnahmen eingeholt werden. Da die Grundzüge der Planung 
nicht berührt waren, konnte am 06.07.2009 eine eingeschränkte Beteiligung der betroffenen 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit verkürzter Frist und nur zu den 
geänderten oder ergänzten Teilen durchgeführt werden. 

Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde in der Zeit vom 04.09.2009 bis zum 
05.10.2009 durchgeführt. 

Im Rahmen von neueren Erhebungen durch den Zweckverband Großraum Braunschweig wurde 
festgestellt, dass im Stadtgebiet Braunschweig das eingestufte Warensortiment „Tiernahrung, 
Kleintier und Kleintierzubehör“ nur noch stark untergeordnet im Citybereich anzutreffen ist. Eine 
wesentliche Änderung ist nicht mehr zu erwarten. Auch vor dem Hintergrund eines ohnehin im 
Geltungsbereich vorhandenen großflächigen Tiernahrungseinzelhändlers hat die Stadt 
Braunschweig nach der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die textlich festgesetzte 
Aufteilung in Kernsortimente (Tiernahrung) und Randsortimente (Kleintiere und 
–zubehör) aufgehoben (s. grau hinterlegte Änderungen der textlichen Festsetzungen Teil A Punkt I 
2.2.1). 

Diese zweite erneute Änderung des Bebauungsplanes nach der Öffentlichkeits- und der 
Behördenbeteiligung bedingte eine zweite Einholung von Stellungnahmen gemäß § 4 a (3) 
BauGB. Da durch die Änderungen die Grundzüge der Planung nicht berührt sind, wurde eine 
zeitlich verkürzte Beteiligung der Betroffenen (Grundstückseigentümer, IHK, Einzelhandelsverband 
Harz + Heide) zu den geänderten oder ergänzten Teilen durchgeführt. 

Weitere planungsrelevante Änderungen wurden nicht vorgenommen. Einzelne gegenüber der 
Ratsvorlage zum Auslegungsbeschluss hervorgehobene Änderungen in der Begründung zum 
Bebauungsplan dienen der Aktualisierung der Rechtsgrundlagen, der Verdeutlichung oder der 
Klarstellung von Sachverhalten und haben lediglich redaktionellen Charakter.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:

Anlage 1: Übersichtsplan
Anlage 2: Zeichnerische Festsetzungen (Verkleinerung) mit Planzeichenerklärung
Anlage 3: Textliche Festsetzungen
Anlage 4: Begründung mit Umweltbericht
Anlage 5: Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange 
Anlage 6: Behandlung der im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung eingegangen 

Stellungnahmen 

I. V.

gez. 
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 Anlage 3 
 Stand: 05.10.2009 
  
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Stobwasserstraße   WI 74 
Textliche Festsetzungen und Hinweise  
 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. Gewerbegebiet (GE) 


1.1 Im Gewerbegebiet sind zulässig: 


1. Gewerbebetriebe aller Art, Lager-
häuser, Lagerplätze und öffentliche 
Betriebe, 


2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungs-
gebäude, 


3. Tankstellen, 
4. Anlagen für sportliche Zwecke. 


 
1.2 Im Gewerbegebiet sind ausnahmsweise zu-


lässig: 


 
1. Anlagen für kulturelle, kirchliche, so-


ziale und gesundheitliche Zwecke, 
 
2.  nicht großflächige Einzelhandelsbe-


triebe nur  
 
a) als Verkaufs- und/ oder Ausstel-


lungsflächen, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der am Standort 
erfolgenden Herstellung oder Wei-
terverarbeitung von Waren und Gü-
tern stehen. Sie müssen in eine mit 
der gewerblichen Produktion, Wei-
terverarbeitung, Dienstleistung im 
Zusammenhang stehende bauliche 
Anlage integriert sein und von unter-
geordneter Größe sein. 


 
b) Kfz-Handel und Kfz-Ersatzteilhandel 


 
1.3 Im Gewerbegebiet sind Vergnügungsstätten, 


Betriebe der Kfz-Verwertung, Bordelle und 
bordellartige Betriebe, Wohnungsprostitution 
sowie Schank- und Speisewirtschaften unzu-
lässig. 
 


 


2 Sondergebiet (SO) 


2.1 Im Sondergebiet SO sind folgende Nutzun-
gen zulässig: 
 
Großflächige Einzelhandelsbetriebe im Sinne 
von § 11 (3) BauNVO mit folgenden 6 Ange-
botssektoren: 


1. Möbel und Einrichtungen 
2. Gartenbedarf 
3. Baubedarf 
4. großteilige Sportgeräte 
5. Wohnwagen / Campingfahrzeuge 
6. Kraftfahrzeuge und –zubehör 


Für die einzelnen Angebotssektoren werden 
im folgenden Kern-, Rand-, und Freisortimen-
te festgesetzt, die über das Maß der bauli-
chen Nutzung gem. textl. Festsetzungen II 
weiter konkretisiert werden. 
 


2.1.1 Möbel und Einrichtungen 


In großflächigen Einzelhandelsbetrieben des 
Angebotssektors "Möbel und Einrichtungen" 
sind Warensortimente nur wie folgt zulässig: 


a) Kernsortiment folgender 4 Waren-
gruppen: 


1. Möbel, nicht jedoch Antiquitäten 
2. Bettenauflagen und Matratzen 
3. Kücheneinbaugeräte 
4. Teppiche, nicht jedoch Inselteppiche 


 
b) Randsortiment folgender 6 Waren-


gruppen: 


1. Bettwaren 
2. Leuchten und -zubehör 
3. Fensterbehänge 
4. Kissen und Dekostoffe 
5. Dekorationsgegenstände, nicht je-


doch Kunstwerke, Antiquitäten und 
Inselteppiche 


6. Campingmöbel (z. B. Klappmöbel, 
Sonnenschirme, Luftmatratzen). 
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2.1.2 Gartenbedarf 


In großflächigen Einzelhandelsbetrieben des 
Angebotssektors "Gartenbedarf" sind Waren-
sortimente nur wie folgt zulässig: 


a) Kernsortiment folgender 7 Waren-
gruppen: 


1. Pflanzen und Samen 
2. Dünge- und Pflanzenschutzmittel 
3. Gartenbedarf 
4. Gartengeräte 
5. Pflanzbehälter 
6. Gartenmöbel und -ausstattung 
7. Garten- und Gerätehäuser 


 
b) Randsortiment folgender 4 Waren-


gruppen: 


1. Heimpflanzenzubehör, Vasen und 
Übertöpfe 


2. Künstliche Blumen 
3. Kleintiere. Kleintiere im Sinne dieser 


Festsetzungen sind für den Verkauf 
in Zoogeschäften geeignete Tiere, 
wie Amphibien, Reptilien, Fische, 
Vögel und Kleinsäuger. Ausgenom-
men sind Katzen und Hunde. 


4. Bedarfsartikel für die Haltung von 
Klein- und Haustieren (auch Katzen 
und Hunde). 


 
 


2.1.3 Baubedarf 


In großflächigen Einzelhandelsbetrieben des 
Angebotssektors "Baubedarf" sind Warensor-
timente nur wie folgt zulässig: 


a) Kernsortiment folgender 8 Waren-
gruppen: 


1. Baustoffe und Bauelemente 
2. Baumaschinen und -zubehör, Bau-


maschinenverleih 
3. Sanitär, inklusive -zubehör (z. B. 


Sanitärobjekte, Armaturen, Installa-
tionsmaterial, Sanitärzellen, Saunen) 


4. Eisenwaren, Werkzeuge 
5. Farbe, Wand- und Bodenbeläge 


einschl. -zubehör, nicht jedoch Insel-
teppiche 


6. Holz, Baustoffe und Bauelemente 
7. Elektroinstallationsmaterial 
8. Jalousien und Markisen 


 
b) Randsortiment folgender 3 Waren-


gruppen: 


1. Einrichtungsgegenstände für Bade-
zimmer 


2. Leuchten und –zubehör 
3. Kfz-zubehör. 
 


 


2.1.4 Großteilige Sportgeräte 


In großflächigen Einzelhandelsbetrieben des 
Angebotssektors "Großteilige Sportgeräte" 
sind Warensortimente nur wie folgt zulässig: 


 


a) Kernsortiment folgender 4 Waren-
gruppen: 


1. Boote 
2. Bootsanhänger 
3. Surfbretter 
4. Gleitsegler (Paraglider)/ Windsegler 


 
b) Randsortiment folgender 3 Waren-


gruppen: 


1. Fitnessgeräte, Hometrainer 
2. Tauchgeräte 
3. Zubehör für die unter a) genannten 


Warengruppen, wie Spezialschutz- 
und Sportbekleidung, z. B. Helme, 
Schutzanzüge, Stiefel. 


 
 
2.1.5 Wohnwagen / Campingzubehör 


In großflächigen Einzelhandelsbetrieben des 
Angebotssektors "Wohnwagen / Campingzu-
behör" sind Warensortimente nur wie folgt zu-
lässig: 


 
a) Kernsortiment folgender 3 Waren-


gruppen: 


1. Wohnmobile 
2. Wohnwagen und Campingfahrzeuge 
3. Zelte 


 
b) Randsortiment folgender 3 Waren-


gruppen: 


1. Campingmöbel, (Klappmöbel, Son-
nenschirm, Luftmatratzen) 


2. Campingartikel (Schlafsäcke, Cam-
pinggeschirr, Zelt- und Wohnwagen-
ausrüstung) 


3. Zubehör für die unter a) genannten 
Warengruppen. 


 
 


2.1.6 Kraftfahrzeuge und -zubehör 


In großflächigen Einzelhandelsbetrieben des 
Angebotssektors "Kraftfahrzeuge und -
zubehör" sind Warensortimente nur wie folgt 
zulässig: 


a) Kernsortiment folgender 2 Waren-
gruppen: 


1. Kraftfahrzeuge (Personenkraftwa-
gen, Motorräder, Motorroller,  
Mopeds, Anhänger) 


2. Zubehör (Motoren, Ersatzteile,  
Spezialwerkzeuge, Reparaturmittel, 
Reifen und Felgen) 


 
 


b) Randsortiment folgender 4 Waren-
gruppen: 


1. Kfz-Pflege- und Schmiermittel 
2. Schonbezüge und Fußmatten 
3. Kfz-Zubehör, wie z. B. Radzierblen-


den, Sportlenker, Spoiler, Autoelek-
tronik  


4. Zubehör für die unter a) genannten 
Warengruppen, wie Spezialschutz- 
und Sportbekleidung für Motorsport, 
wie z. B. Helme, Schutzanzüge, 
Stiefel 
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2.1.7 Freisortiment 


Für die unter den textl. Festsetzungen I Nr. 
2.1.1 bis 2.1.6 aufgeführten Angebotssekto-
ren ist ein Freisortiment mit einem nicht näher 
spezifizierten Warensortiment zulässig, in 
dem jedoch folgende 9 Warengruppen unzu-
lässig sind: 
 


1. Lebensmittel und Getränke 
2. Spielwaren 
3. Literatur 
4. Radio- und TV-Geräte, Unterhal-


tungselektronik, Computer 
5. Fotoartikel und optische Geräte 
6. Uhren und Schmuck 
7. Bekleidung, Schuhe, Lederwaren 
8. Drogerieartikel (Körper- und Haus-


haltspflegemittel) 
9. Haushaltsbedarf, Haushaltsgeräte 


 
 
2.2. Im Sondergebiet SO sind folgende Nutzun-


gen ausnahmsweise zulässig: 


 
2.2.1 Einzelhandelsbetriebe des Angebotssektors 


"Kleintiere und Tierhaltung" bis zu einer Brut-
togeschossfläche von insgesamt max. 1.800 
m². 


 
 Im Angebotssektor "Kleintiere und Tierhal-


tung" sind nur folgende Warensortimente nur 
wie folgt zulässig: 


 
1. Tiernahrung 
2. Kleintiere. Kleintiere im Sinne die-


ser Festsetzungen sind für den 
Verkauf in Zoogeschäften geeigne-
te Tiere, wie Amphibien, Reptilien, 
Fische, Vögel und Kleinsäuger. 
Ausgenommen sind Katzen und 
Hunde. 


3. Bedarfsartikel für die Haltung von 
Klein- und Haustieren (auch Kat-
zen und Hunde). 


 
 


a)  Kernsortiment folgender Warengruppe: 


1. Tiernahrung 
 


b)  Randsortiment folgender 2 Warengrup-
pen: 


1. Kleintiere. Kleintiere im Sinne die-
ser Festsetzungen sind für den 
Verkauf in Zoogeschäften geeigne-
te Tiere, wie Amphibien, Reptilien, 
Fische, Vögel und Kleinsäuger. 
Ausgenommen sind Katzen und 
Hunde. 


2. Bedarfsartikel für die Haltung von 
Klein- und Haustieren (auch Kat-
zen und Hunde). 


 
c)  Freisortiment: 


Für den Angebotssektor "Tiernahrung" ist ein 
Freisortiment mit einem nicht näher spezifi-
zierten Warensortiment zulässig, in dem je-
doch folgende 9 Warengruppen unzulässig 
sind: 
 


1. Lebensmittel und Getränke 
2. Spielwaren 
3. Literatur 
4. Radio- und TV-Geräte, Unterhal-


tungselektronik  
5. Fotoartikel und -geräte 
6. Uhren und Schmuck 
7. Bekleidung, Schuhe, Lederwaren 
8. Drogerieartikel (Körper- und Haus-


haltspflegemittel) 
9. Haushaltsgeräte, Haushaltsbedarf 


 
2.2.2 Nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe nur 


wie folgt: 
 


a) Verkaufs- und/ oder Ausstellungsflächen, 
die im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der am Standort erfolgenden Herstellung 
oder Weiterverarbeitung von Waren und 
Gütern oder einem Betrieb des Großhan-
dels stehen. Sie müssen in eine mit der 
gewerblichen Produktion, Weiterverarbei-
tung, Dienstleistung oder dem Großhan-
del im Zusammenhang stehende bauliche 
Anlage integriert sein und von unter-
geordneter Größe sein. 


 
b) Kfz-Handel und Kfz-Ersatzteilhandel 
 
c) Kioske. 
 
Nicht zulässig sind bei a) und b) folgende 
Warengruppen:  


 
1. Lebensmittel und Getränke 
2. Spielwaren 
3. Literatur 
4. Radio- und TV-Geräte, Unterhal-


tungselektronik, Computer 
5. Fotoartikel und optische Geräte 
6. Uhren und Schmuck 
7. Bekleidung, Schuhe, Lederwaren 
8. Drogerieartikel (Körper- und Haus-


haltspflegemittel) 
9. Haushaltsbedarf, Haushaltsgeräte 


 
2.2.3 Serviceeinrichtungen für Kunden wie z. B. 


Café, Restaurant, Kinderbetreuung, die nur 
von dem jeweiligen Betrieb aus zugänglich 
sind, in den Baukörper des Betriebes baulich 
integriert sind und sich gegenüber Grundflä-
che und Baumasse dem Hauptbetrieb unte-
rordnen.  


 
2.2.4 Gewerbebetriebe und andere Nutzungen 


gemäß § 8 BauNVO, jedoch keine Betriebe 
der Kfz- oder Schrottverwertung, Bordelle und 
bordellartige Betriebe und Wohnungsprostitu-
tion. Nicht zulässig sind Vergnügungsstätten 
mit Ausnahme von Diskotheken bis max. 
1.500 m² Gesamtbruttogeschossfläche im 
gesamten SO. 


 
2.2.5 Anlagen für sportliche Zwecke bis zu einer 


Gesamtbruttogeschossfläche von 1.500 m² 
im gesamten Sondergebiet SO. 
 
 


3. Werbeanlagen 


3.1 In den Gewerbegebieten (GE) und im Son-
dergebiet SO sind Werbeanlagen nur an der 
Stätte der Leistung und nur  an den Hauptge-
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bäuden von Organisationen, Gewerbebetrie-
ben sowie an den für den Verkauf bestimm-
ten Hauptgebäuden oder ausnahmsweise im 
Zusammenhang mit Verkaufsflächen außer-
halb von Gebäuden zulässig.  


 
 
II Maß der baulichen Nutzung/Höhe baulicher 


Anlagen/Werbeanlagen 
 
1. Zulässige Grundfläche 


1.1 Eine Überschreitung der im Sondergebiet SO 
zeichnerisch festgesetzten Grundflächenzahl 
ist nur durch die in textl. Festsetzungen 
I 2.2.4 und 2.2.5 festgesetzten Arten der bau-
lichen Nutzung bis zu maximal 0,7 zulässig. 


1.2 Eine Überschreitung der zeichnerisch festge-
setzten Grundflächenzahl durch Einstellplätze 
und Garagen mit ihren Zufahrten, Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauli-
chen Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-
che, durch die das Baugrundstück lediglich 
unterbaut wird, ist über die Festsetzung II 1.1 
hinaus bis zu 0,85 zulässig. Weitere Über-
schreitungen sind nicht zulässig. 


 


2. Zulässige Geschossfläche 


2.1 Eine Überschreitung der im Sondergebiet SO 
zeichnerisch festgesetzten Geschossflächen-
zahl ist nur durch die in textl. Festsetzungen 
I 2.2.4 und 2.2.5 festgesetzten Arten der bau-
lichen Nutzung und nur bis maximal 1,0 zu-
lässig. 
 


2.2 Randsortiment 
 
Die Geschossfläche im Sondergebiet SO für 
das gesamte Randsortiment darf insgesamt 
5 % der Geschossfläche des jeweiligen Ein-
zelhandelsbetriebes nicht überscheiten. Die 
Geschossfläche für eine Warengruppe des 
Randsortiments darf 2,5 % der Geschossflä-
che des jeweiligen Einzelhandelsbetriebes 
nicht überschreiten. 
 


2.3 Freisortiment 
 
Die Geschossfläche im Sondergebiet SO für 
das gesamte Freisortiment darf insgesamt 
3 % der Geschossfläche des jeweiligen Ein-
zelhandelsbetriebes nicht überschreiten. Die 
Geschossfläche für eine Warengruppe des 
Freisortiments darf insgesamt 1 % der Ge-
schossfläche des jeweiligen Einzelhandelsbe-
triebes nicht überschreiten. 


 
2.4 Ermittlung der Geschossfläche  


 
Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind 
im Sinne des § 20 Abs. 3 BauNVO Flächen in 
anderen Geschossen einschl. der zu ihnen 
gehörenden Treppenräume und einschl. ihrer 
Umfassungswände vollständig mitzurechnen. 
 


2.5 Verkaufsflächen außerhalb von Gebäuden 
 
Verkaufsflächen außerhalb von Gebäuden 
sind auf die jeweilige Geschossflächenzahl 


gemäß zeichnerischer Festsetzungen anzu-
rechnen. 
 


3. Höhe baulicher Anlagen 


3.1 Bezugspunkt der Höhenfestsetzungen ist die 
Höhenlage der nächstgelegenen Straßenver-
kehrsfläche im Schnittpunkt der Straßenbe-
grenzungslinie mit der Mittelachse der Ge-
bäudehauptseite. 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugs-
punkt zum Gebäude, so sind die festgesetz-
ten zulässigen Höhen um das Maß der natür-
lichen Steigung oder des Gefälles zu verän-
dern. 
 


3.2 Die festgesetzte maximale Höhe baulicher 
Anlagen darf durch untergeordnete Bauteile 
wie Schornsteine, Lüftungsschächte aus-
nahmsweise bis zu 2,0 m überschritten wer-
den. 
 


4. Werbeanlagen 
 


4.1 Werbeanlagen an Gebäuden dürfen grund-
sätzlich die Höhe des Gebäudes nicht über-
steigen.  
 


4.2 Freistehende Werbeanlagen dürfen eine 
Höhe von 4 m über der natürlichen Gelände-
oberkante nicht übersteigen. Ausgenommen 
davon sind Fahnenmasten, die bis zu einer 
Höhe von 9,00 m über natürlicher Gelände-
oberkante zulässig sind. 


 
III Überbaubare Grundstücksflächen 


 
1. Stellplätze und Nebenanlagen im Sinne des 


§ 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, die 
nach Landesrecht in den Abstandsflächen zu-
lässig sind oder zugelassen werden können, 
sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen zulässig. 
Ausgenommen sind Tor- und Schrankenan-
lagen an Ein- und Ausfahrten sowie Einfrie-
dungen.  


 
2. Innerhalb der Bauverbotszone der A 391 sind 


abweichend von 1. bauordnungsrechtlich 
nicht notwendige Stellplätze zulässig, wenn 
die zuständige Straßenbaubehörde ihre Zu-
stimmung erteilt. 


 
 
IV Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  
 


Die Geh-, Fahr- und Leitungsrechte werden 
zugunsten der Stadt Braunschweig, der Ver- 
und Entsorgungsträger und der anliegenden 
Grundstückseigentümer festgesetzt. 
 
 


V Grünordnung  
 
1.  Stellplatzbegrünung 
 
 Auf Stellplatzanlagen mit mindestens sechs 


Stellplätzen ist je sechs Stellplätze ein min-
destens mittelkroniger Laubbaum zu pflan-
zen. Die Baumstandorte sind als gliedernde 
Elemente in die Stellplatzanlage zu integrie-
ren. 
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 Je anzupflanzendem Baum ist eine gegen 


Überfahren zu sichernde Vegetationsfläche 
von mindestens 2,00 m Breite und 9 m² Grö-
ße anzulegen. 


 
2. Privates Grün 
 
2.1 Mindestens 15 % der Grundstücksflächen im 


gesamten Geltungsbereich des Bebauungs-
planes sind qualifiziert zu begrünen: Je ange-
fangene 100 m² zu begrünende Fläche sind 
auf diesen Flächen ein mindestens mittelkro-
niger Laubbaum und 5 Sträucher zu pflanzen.  


 Einzelflächen müssen eine Mindestgröße von 
50 m² bei einer Mindestbreite von 3 m auf-
weisen. 


 
2.2 Die zeichnerisch festgesetzten Flächen für 


Anpflanzungen sind flächendeckend mit 
Sträuchern zu bepflanzen. 


  
 In der Fläche für Anpflanzungen 1 sind groß-


kronige heimische Laubbäume der Art Linde 
(Tilia spec.) in einem Regelabstand von 15 m 
zu pflanzen. 


 
 In den Flächen für Anpflanzungen 2 sind 


mindestens mittelkronige heimische Laub-
bäume in einem Regelabstand von 15 m zu 
pflanzen. Je Baugrundstück sind Bäume der-
selben Art zu verwenden. 


 
 Je Baugrundstück sind je 2 Unterbrechungen 


der Flächen für Anpflanzungen 2 für Zu- und 
Abfahrten mit jeweils bis zu einer Gesamt-
breite von max. 10,0 m zulässig. 


 
2.3 Auf die Festsetzungen gemäß V 2.1 sind 


anrechenbar: 
 - die Flächen für Anpflanzungen gem. V 2.2 


auf den Anteil der zu begrünenden Grund-
stücksfläche, 


 - die anzupflanzenden Bäume gem. V 2.2 auf 
die Anzahl der festgesetzten Bäume 


 - bei Erhalt, der auf den Grundstücken vor-
handene Baum- und Strauchbestand. 


 
3. Erhaltung / Sicherung / Pflanzqualität 
 
3.1 Die anzupflanzenden Bäume sind als Hoch-


stämme mit folgenden Mindeststammumfän-
gen StU, gemessen in 1 m Höhe, zu pflan-
zen: 
- mittelkronige Laubbäume: 16 – 18 cm StU 
- großkronige Laubbäume: 18 – 20 cm StU 
 
Für anzupflanzende Sträucher ist als Min-
destqualität 2x verpflanzte Ware, Höhe 60 – 
100 cm, zu verwenden. Artbedingte Abwei-
chungen sind möglich. 
 


3.2  Die festgesetzten Anpflanzungen und sonsti-
gen Begrünungen gemäß § 9 (1) Nr. 25a 
BauGB sind fachgerecht auszuführen, dauer-
haft zu unterhalten und bei Abgang gleichar-
tig und an etwa gleicher Stelle zu ersetzen.  


 
3.3  Die zur Begrünung vorgesehenen Grund-


stücksflächen müssen bis zur Ingebrauch-
nahme der baulichen Anlage ausgebaut sein. 
Sie sind spätestens in der nächstfolgenden 


Pflanzperiode gemäß Festsetzungen ab-
schließend zu begrünen. 


 
 
VI Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 


Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundesim-
missionsgesetzes 


 
1. Im gesamten Geltungsbereich sind für Auf-


enthaltsräume passive Schallschutzmaßnah-
men nach den Bestimmungen für die im Be-
bauungsplan festgesetzten Lärmpegelbereiche 
gemäß DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ 
durchzuführen. 


 
2. Schutzwürdige Aufenthaltsräume müssen auf 


der von der A 391 und der Frankfurter Straße 
abgewandten Fassadenseite liegen.  
Fenster und Öffnungen zu schutzbedürftigen 
Aufenthaltsräumen in Fassaden, die den Emit-
tenten zugewandt sind, können ausnahmswei-
se zugelassen werden, wenn hierfür schallge-
dämmte Lüftungseinrichtungen gem. VDI 2719 
vorgesehen werden. 


 
3. Von den Festsetzungen kann ganz oder teil-


weise abgesehen werden, wenn nachgewiesen 
wird, dass der erforderliche Schallschutz auf 
andere Weise gewährleistet ist. Der Nachweis 
kann auf der Grundlage einer Einzelfallberech-
nung gem. VDI-Richtlinie 2719 „Schalldäm-
mung von Fenstern und deren Zusatzeinrich-
tungen“ unter Berücksichtigung des Geschos-
ses, der Grundrissorganisation und der Anord-
nung auf dem Baugrundstück erfolgen. 


 
 
 
B Gestaltung 


gemäß §§ 56, 91, 97, 98 NBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 
BauGB 
 
I Geltungsbereich 
 


Diese Gestaltungsfestsetzungen gelten für 
den gesamten Geltungsbereich des Be-
bauungsplans "Stobwasserstraße", WI 74. 


 
 
II Werbeanlagen an neu errichteten baulichen 


Anlagen und Gebäuden 
 
1. Höchstens 10 %, jedoch maximal 20 m² der 


Wandflächen einer einzelnen Gebäudeseite 
dürfen für Werbezwecke genutzt werden. 
Einzelne Werbeanlagen dürfen in ihrer Höhe 
die halbe Höhe der zugehörigen Fassade bis 
zur Traufe, jedoch maximal 5,0 m nicht über-
schreiten. Sie dürfen eine Breite von max.  
5,0 m nicht überschreiten. 


 
2. An Gebäuden befestigte Werbeanlagen dür-


fen nicht mehr als 1,0 m aus der Gebäude-
front herausragen. 


 
3. Anlagen mit sich turnusmäßig verändernder 


Werbedarstellung, wie z.B. Prismenwendean-
lagen, Rollbänder, Filmwände oder CityLight-
Boards sind unzulässig. Ebenfalls nicht zu-
lässig sind blinkende Werbeanlagen, Wech-
sellicht sowie Lauflichtbänder. 
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III Einfriedungen 
 
1. Einfriedungen angrenzend an öffentliche 


Flächen dürfen nur bis zu einer Höhe von 
max. 1,20 m massiv, z. B. als Mauer, ausge-
führt werden. 


 
Oberhalb von 1,20 m über Geländeoberkante 
dürfen Einfriedungen nur transparent ausge-
führt werden, z. B. mit Metallstäben. 


 
2.  Einfriedungen angrenzend an öffentliche 


Flächen sind entlang der jeweiligen Grund-
stücke bezüglich Form, Farbe, Material und 
Struktur einheitlich zu gestalten. 


 
 
IV Farbgebung 
 
Signal- und reflektierende Nachtleuchtfarben sind 
unzulässig. 
 
V Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO, 
wer eine Baumaßnahme durchführt oder durchfüh-
ren läßt, die nicht diesen Gestaltungsfestsetzungen 
(Teil B) entspricht. 
 
 
C Hinweise 
 
1.  Boden und Grundwasser 
 
1.1 Im südlichen Bereich des Geltungsbereichs 


ist das Grundwasser mit Schadstoffen 
(Chrom und LHKW: Leichtflüchtige haloge-
nierte Kohlenwasserstoffe) belastet. 


  
 Die in der Planzeichnung gekennzeichneten 


Grundwassermessstellen dienen der Über-
prüfung der Grundwasserbelastung durch 
Schadstoffe bzw. der Grundwasserqualität. 
Sie sind jederzeit zugänglich zu halten. In der 
Abstimmung mit der Unteren Bodenschutz-
behörde der Stadt Braunschweig ist eine Ver-
legung der Grundwassermessstellen möglich. 


 
 Im Rahmen von Gutachten festgestellte Bo-


denverunreinigungen sind in der Planzeich-
nung gekennzeichnet. Mit Bodeneingriffen 
verbundene Bauvorhaben sind mit der ent-
sprechenden Fachdienststelle abzustimmen. 


 
1.2 In dem zeichnerisch gekennzeichneten Be-


reich sind Grundwasserhaltungsmaßnahmen 
nicht zulässig. 


 
1.3 Im gesamten Plangebiet muss mit Kampfmit-


teln gerechnet werden. Bei Baumaßnahmen 
sind aus Sicherheitsgründen die Auflagen 
(z. B. Oberflächen- / Tiefensondierungen, 
Bauaushubüberwachungen) der Kampfmittel-
abteilung der Zentralen Polizeidirektion Han-
nover zu beachten. 


 


 
2. Denkmalpflege 
 
 Im gesamten Geltungsbereich muss mit dem 


Auftreten von archäologischen Funden ge-
rechnet werden.  


 
3. Bauverbotszonen 


 
Innerhalb der in der Planzeichnung gekenn-
zeichneten Bauverbotszone gem. § 9 Fern-
straßengesetz (FStrG) sind Hochbauten jeder 
Art sowie Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größerem Umfangs unzulässig. 
 
Ebenfalls unzulässig sind bauordnungsrecht-
lich notwendige Stellplätze und deren Zufahr-
ten, notwendige Feuerwehrumfahrten sowie 
Fluchtwege. 
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1 Rechtsgrundlagen    - Stand: 18. September 2009 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV) 
 


 
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58) 


1.4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)


 


 
 


in der Fassung vom 25. März 2002 (BGBl. I S. 1193), zuletzt geändert durch 
Art. 3 des Gesetzes vom 22. Dez. 2008 (BGBl. I S. 2986) 


1.5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)


1.6 


 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11. August 2009 (BGBl. I 
S. 2723) 
 
Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) 
 


 


in der Fassung vom 11. April 1994 (Nds. GVBl. S. 155, 267), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. April 2007 (Nds. GVBl. S. 161) 


1.7 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (Nds. GVBI. S. 381) 


1.8 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) 
 


 


in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 13. Mai 2009 (Nds. GVBl. S. 191) 


 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung


Im Regionalen Einzelhandelsentwicklungskonzept für den Großraum Braun-
schweig (2005) wird der nördliche Teil des Planbereichs als einer von insge-
samt 18 regional bedeutsamen Einzelhandelsentwicklungsschwerpunkten 
genannt. Damit steht die vorliegende Planung im Einklang mit den regional 
abgestimmten Zielen zum großflächigen Einzelhandel und ist insgesamt im 
Sinne von § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung angepasst. 
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2.2 Flächennutzungsplan 


Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes gelten die 
Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplans der Stadt Braun-
schweig in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1978, zuletzt 
geändert am 10.08 2009. Der 


 
 


im zeitlichen Vorlauf geänderte Flächennut-
zungsplan stellt für die Flächen östlich der A 391 südlich der Theodor-
Heuss-Straße gewerbliche Bauflächen sowie nördlich der Theodor-Heuss-
Straße Sonderbauflächen Handel dar. Die Theodor-Heuss-Straße ist als 
überörtliche Hauptverkehrsstraße dargestellt


 


. Damit der Bereich des geplan-
ten Sondergebiets im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB als aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt gelten kann, ist eine Änderung des wirksamen Fläche-
nnutzungsplans im Parallelverfahren erforderlich.  


Auf Grund dessen wird für den Bereich zwischen der Theodor-Heuss-Straße 
im Süden, der Frankfurter Straße im Osten, des Reinigungsbetriebes Alba 
im Norden und der A 391 im Westen im Parallelverfahren die Änderung des 
Flächennutzungsplanes durchgeführt. Ziel der Flächennutzungsplanände-
rung ist die Darstellung von Sonderbauflächen mit der Zweckbestimmung 
großflächiger Einzelhandel.  
 
Die Autobahn 391 wird im Flächennutzungsplan als Fläche für den überörtli-
chen Verkehr dargestellt. 
 


 


Der Bebauungsplan "Stobwasserstraße", WI 74 kann somit mit den vorge-
sehenen Festsetzungen gemäß § 8 Baugesetzbuch (BauGB) aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt werden. 


2.3 


Der Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes WI 74 umfasst 
den gesamten Geltungsbereich des bestehenden rechtskräftigen Be-
bauungsplanes WI 17, und erweitert ihn im nördlichen Teil. Der seit 1966 
rechtskräftige Bebauungsplan WI 17 setzt u. a. die Verkehrsflächen für die 
damalige Bundesstraße 4 fest. Außerdem sind beiderseits der damals eben-
falls festgesetzten Theodor-Heuss-Straße Industriegebiete gemäß 
§ 9 BauNVO von 1962 festgesetzt.  


Bebauungspläne 
 


 
2.4 


 
Sanierungsgebiet 


Seit 19. Juni 2001 sind wesentliche Teilflächen im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes als Sanierungsgebiet ausgewiesen. Das Sanierungsgebiet 
westliches Ringgebiet - Soziale Stadt, das sich nach Norden bis über den 
Madamenweg hinweg fortsetzt und einen großen Teil der in direkter Nach-
barschaft entstandenen gründerzeitlichen Wohn- und Gewerbeflächen um-
fasst, soll durch gezielte Maßnahmen zur Stärkung der Infrastrukturausstat-
tung und der öffentlichen Räume nachhaltig entwickelt werden. Die beson-
deren Probleme innerhalb des Sanierungsgebietes, aber auch Chancen der 
hoch verdichteten (Wohn-)Quartiere sind durch diese enge Nachbarschaft 
geprägt. 
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Einerseits gibt es auch aufgrund der vorhandenen Störungen und Belastun-
gen Funktions- und Substanzschwächen, die durch Leerstände und brach-
gefallene Flächen bzw. deren Unternutzung -wie im Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplanes- sichtbar werden. Andererseits ergeben sich aus der vor-
handenen Mischung Potentiale, das Quartier durch Steuerung und Förde-
rung fortzuentwickeln, Brachflächen auch durch verträgliche wohnungsnahe 
gewerbliche Nutzungen in ihrer Funktion für das Quartier zu stärken und ins-
gesamt die städtebauliche Qualität durch eine angemessene Durchgrünung 
zu verbessern. Nach den Prinzipien der "Stadt der kurzen Wege"  ist im Sa-
nierungsgebiet Soziale Stadt auch aufgrund der vorhandenen Bewohners-
truktur eine engmaschige Mischung von Wohnen, Arbeiten, Grünflächen zur 
Erholung, Dienstleistungen und Infrastruktureinrichtungen für die Versorgung 
des täglichen Bedarfs wichtiges Sanierungsziel. Dazu gehört besonders die 
Erhaltung und Entwicklung der wohnungsnahen Versorgungsstrukturen 
durch Stärkung der Ortszentren. Nutzungsmischung und dezentrale Stand-
ortstrukturen ersparen lange Wege, beleben den öffentlichen Raum und er-
höhen dessen Sicherheit durch soziale Kontrolle. 
 
U.a. durch die erheblichen Investitionen in die öffentlichen Räume, z. B. Er-
neuerung des Frankfurter Platzes, ist es gelungen dort nach längerem 
Leerstand wieder eine Nahversorgungseinrichtung anzusiedeln, die durch 
die zentrale Lage im Wohnquartier besonders für weniger mobile Bewohner 
eine fußläufige Erreichbarkeit gewährleistet. Ein besonderer Schwerpunkt 
bei den Planungen im öffentlichen Raum ist daher auch der gendergerechte 
Aus- oder Umbau der Hauptwegebeziehungen, die wichtige Infrastrukturein-
richtungen im Quartier verbinden.  
 
Diese Ansätze werden ebenfalls mit dem Zentrenkonzept Einzelhandel ver-
folgt, das Bestandteil der Sanierungsziele ist. In der Forschreibung 2001 
wird ausgeführt: 'Ein wichtiges Ziel der Stadtentwicklung ist die Sicherstel-
lung des täglichen und periodischen Grundbedarfs der Bevölkerung an Wa-
ren und Dienstleistungen in einer möglichst wohnungsnahen Versorgungs-
struktur. Dies sichert ein entscheidendes Stück Lebensqualität, gerade für 
die nicht so mobilen Bevölkerungsteile, und stellt vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Überalterung der Stadtgesellschaft ein besonderes Aufga-
benfeld für die Stadtplanung dar.' 
Mit der Fortschreibung 2003 hat der Rat beschlossen, dass für den westli-
chen Bereich der Frankfurter Straße zur Sicherung der zentrenverträglichen 
Weiterentwicklung der überplanten Flächen die Aufstellung des Bebauungs-
plans Stobwasserstraße WI 74 zum Abschluss gebracht wird. 
 
Als wesentliches Sanierungsziel ist die im Rahmenplanentwurf dargestellte 
Verbesserung der städtebaulich-gestalterischen, funktionalen und grünpla-
nerischen Qualität bei Umgestaltungen, Neuansiedlungen oder Nutzungsän-
derungen vorgesehen. 
 
Durch grünordnerische Festsetzungen werden die Sanierungsziele „Ordnung 
und Auflockerung der hoch versiegelten Gewerbeflächen durch angemesse-
ne Durchgrünung“ und „Gestaltung der straßenbegleitenden Flächen der 
Frankfurter Straße als wichtige Stadteinfahrt“ betont und gesichert.  
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Um Bodenspekulationen zu verhindern, die die Umsetzung der Sanierungs-
ziele erschweren, ist die gesetzliche Begrenzung der Kaufpreise auf die sa-
nierungsunbeeinflussten Verkehrswerte ein wichtiges Instrument. 
 
 


3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 
 
Die alte Baunutzungsverordnung von 1962 machte bei der Festsetzung von 
Industriegebieten keine Einschränkungen hinsichtlich der Zulässigkeit bei 
der Ansiedelung insbesondere von großflächigen Einzelhandelsbetrieben.  
 
Daher wurde am 17.10.1989 der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungs-
plan WI 74 mit dem Ziel gefasst, die am 11.07.1989 beschlossene Fort-
schreibung des Zielkonzeptes Wirtschaftsförderung – Teilbereich Einzelhan-
del – umzusetzen. Danach sollten als Arrondierung des Einzelhandels-
schwerpunktes Otto-von–Guericke-Straße/Frankfurter Straße die nach altem 
Recht uneingeschränkt zulässigen Einzelhandelsbetriebe nur noch einge-
schränkt mit den Angebotssektoren "Bau- und Heimwerkermarkt und Kfz-
Handel" zulässig sein. Nachdem sich insbesondere im Bereich zwischen 
Stobwasserstraße und Theodor-Heuss-Straße dem Zentrenkonzept Einzel-
handel entsprechende Nutzungen angesiedelt hatten, entfiel der Bedarf an 
einer zeitnahen Fortführung des Planungsverfahrens. 
 
Mit dem Beschluss des Verwaltungsausschusses vom 27. Januar 2004 wur-
de den Zielen der Stadtsanierung (s. Kap. 2) entsprechend der Aufstel-
lungsbeschluss inhaltlich insbesondere um die Ziele des Zentrenkonzeptes 
Einzelhandel – Fortschreibung 2003, die Festsetzung von Gestaltungsvor-
schriften (vorrangig für Werbeanlagen) sowie räumlich um die Flächen der 
Autobahn zur Anpassung der Restflächen des Bebauungsplanes WI 17 er-
weitert. Für die Festsetzung eines Sondergebietes Handel für großflächige 
Einzelhandelsflächen ist eine Änderung des Flächennutzungsplanes not-
wendig, mit dem Ziel, "Sonderbauflächen" für Handel darzustellen. 
 
Konkreter Anlass für die Erneuerung des Aufstellungsbeschlusses war der 
absehbare Entwicklungsdruck im Bereich der Stobwasserstraße nach der 
Standortverlagerung eines Baumarktes und der damit entstehenden Brach-
fläche sowie weiterer Umstrukturierungsprozesse auf den benachbarten 
Grundstücken
 


. 


Weiterhin ist die Stadt Braunschweig im Sinne des § 1 Abs. 4 BauGB gehal-
ten, den Bebauungsplan an die Ziele der übergeordneten Raumordnung, 
hier: Bundesautobahn sowie Planfeststellungsverfahren, anzupassen und 
die gemäß Bundesfernstraßengesetz (FStrG) vorgesehenen Schutzzonen 
auch planungsrechtlich zu berücksichtigen. 
 
Des Weiteren ist ein Ziel des Bebauungsplanes die angemessene Berück-
sichtigung des gewachsenen Bestandes unter dem Gesichtspunkt der nach-
haltigen Vermögens- und Existenzsicherung der privaten Eigentümer und 
Betreiber. 
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4 Umweltbericht 
  
4.0 Präambel 


 


Gemäß § 2 a BauGB ist im Rahmen des Bauleitplanverfahrens eine Um-
weltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis dieser Umweltprüfung wird zu-
sammenfassend in diesem Umweltbericht wiedergegeben. 


4.1  


Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 15,0 ha. 


Beschreibung der Planung 
 


 
Ziel des Bebauungsplanes ist die Umsetzung des Zentrenkonzeptes Einzel-
handel der Stadt Braunschweig im Bereich zwischen Frankfurter Straße, Au-
tobahn 391 und dem Betrieb der Alba Braunschweig. Das Zentrenkonzept 
sieht in den Entwicklungsschwerpunkten die Ansiedlung nicht zentrenrele-
vanter Warensortimente vor. Das aktuelle Planungsrecht des bestehenden 
rechtskräftigen Bebauungsplanes WI 17 macht hier keine Einschränkungen 
und ist demzufolge zu ändern. 
 
Festgesetzt werden Gewerbegebiete südlich der Theodor-Heuss-Straße und 
im Norden des Geltungsbereichs sowie ein Sondergebiet Einzelhandel nörd-
lich der Theodor-Heuss-Straße zwischen Autobahn 391 und Frankfurter 
Straße, beidseitig der Stobwasserstraße. Im Sondergebiet sind Einzelhan-
delsbetriebe nur mit nicht zentrenrelevanten Warensortimenten zulässig, 
ausnahmsweise auch die meisten Gewerbebetriebe gemäß § 8 BauNVO. In 
den Gewerbegebieten sind Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. Das zu-
lässige Maß der baulichen Nutzung orientiert sich am bislang zulässigen 
Höchstmaß des WI 17 und erhöht dies geringfügig. 
 
Es handelt sich um bereits großflächig bebaute und versiegelte Flächen. 
 
Die übergeordneten Ziele der Raumordnung sollen durch die nachrichtliche 
Übernahme der Bundesautobahn angepasst werden. 
 


4.2 
 
Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten  


Die bestehende Festsetzung eines Industriegebiets im Sinne des 
§ 9 BauNVO 1962 wurde nie umgesetzt und entspricht mittlerweile nicht 
mehr den aktuellen Planungszielen für den Geltungsbereich des rechtskräf-
tigen Bebauungsplanes WI 17. Die Art der baulichen Nutzung im Planungs-
gebiet und in den angrenzenden Bereichen hat sich im Bereich nördlich der 
Theodor-Heuss-Straße zu einem Einzelhandelsschwerpunkt entwickelt. Die 
Beibehaltung eines Industriegebiets in der Neuprägung des § 9 BauNVO 
1990 wird daher nicht weiter verfolgt.  
 
Das Sondergebiet Handel wurde nur auf die Flächen nördlich der Theodor-
Heuss-Straße beschränkt, um die meisten bestehenden Einzelhandelsbe-
triebe planungsrechtlich zu sichern. Zusätzliche Erweiterungsflächen südlich 
der Theodor-Heuss-Straße sollen jedoch nicht entstehen, um den Einzel-
handelsschwerpunkt nicht zu stark auszuweiten. Die dort bestehenden Ein-
zelhandelsbetriebe haben Bestandschutz. 
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Auf Grund bestehender oder zulässiger Emissionen (Lärmeinwirkung von 
A 391 auf das Gebiet und bisherige Festsetzung als Industriegebiet) werden 
die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse nicht erreicht. Daher ist 
die Festsetzung von Misch- oder Kerngebieten oder gar eines Wohngebie-
tes zur planungsrechtlichen Sicherung der isoliert bestehenden Wohnbe-
bauung an der südlich Frankfurter Straße weder möglich noch planerisches 
Ziel. Die Entwicklung eines Gewerbegebietes im gesamten Geltungsbereich 
ist nicht möglich, ohne im Bereich der Stobwasserstraße bestehenden Ein-
zelhandelsbetrieben jegliche Erweiterungs- oder Umnutzungsmöglichkeit zu 
nehmen. 
 
Die bislang im WI 17 festgesetzten umfangreichen privaten Grünflächen so-
wie ein Teil der öffentliche Grünflächen wurden in der Neuplanung nicht bei-
behalten, da die entsprechenden Flächen zum Großteil nicht umgesetzt, 
sondern zusätzlich versiegelt und teilweise überbaut wurden. Mit dem vorlie-
genden Bebauungsplan soll die entstandene bauliche Nutzung planungs-
rechtlich gesichert werden, insofern erfolgt auch für die Grünplanung eine 
Anpassung an den tatsächlichen Bestand. Entlang der Stobwasserstraße, 
der Frankfurter Straße sowie der Theodor-Heuss-Straße werden in reduzier-
tem Umfang Anpflanzungsfestsetzungen für eine in den öffentlichen Raum 
gestalterisch wirkende Grundstückseingrünung getroffen. 
 
Für eine mögliche Überplanung der bestehenden öffentlichen Grünfläche 
unmittelbar südlich der Theodor-Heuss-Straße für Verkehrserweiterungsflä-
chen besteht keine Notwendigkeit. Die festgesetzte öffentliche Grünfläche 
im Bereich der Autobahnabfahrt in die Frankfurter Straße wird hingegen auf-
gehoben, da sich die Flächen im Privateigentum befinden und eine Umset-
zung auf Grund des Bestandschutzes der Gebäude nie erfolgt ist bzw. noch 
Jahrzehnte dauern könnte. Zudem ist die ökologische und funktionale Be-
deutung dieser Grünflächen im gesamtstädtischen Kontext als gering ein-
zustufen. 
 
Im Sinne der Verpflichtung des § 1 Abs. 4 BauGB zur Anpassung des be-
stehenden Bebauungsplans WI 17 an die übergeordnete Raumordnung  
wird der Bereich der Autobahn 391, obwohl inhaltlich mit den anderen plane-
rischen Zielen nicht im Zusammenhang stehend, in den Geltungsbereich 
aufgenommen und dieser zur Vermeidung verbleibender Restflächen des al-
ten Bebauungsplanes WI 17 um Flächen der Alten Frankfurter Straße erwei-
tert. 
 


4.3  Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung
 


  


Über die in Kapitel 1 Rechtsgrundlagen genannten planerischen Vorgaben 
hinaus wurden folgende Fachplanungen und Gutachten berücksichtigt: 
 
Fachgesetze: 
• Bundesimmissionsschutzgesetz 
• Bundesbodenschutzgesetz, 2004 
 
Fachplanungen und Gutachten: 
• Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999  
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• Emissionskataster Braunschweig, Quellgruppe: Verkehr, Ingenieurbüro 
Schlums, 2001 


• Klimagutachten: Analyse der klimaökologischen Funktionszusammen-
hänge in der Stadt Braunschweig mit Empfehlungen für die zukünftige 
Stadtentwicklung,  Mosimann et al. 1992 


• Verteilung der Luftschadstoffbelastung in der Stadt Braunschweig auf der 
Basis der neuen Emissionsfaktoren für Straßenverkehr, Lohmeyer, 2006 


• Ermittlung der Luftgüte in Braunschweig mit Flechten als Bioindikatoren, 
RWTÜV, 1995 


• Gutachten: Klima und Lufthygiene in Braunschweig, GEO-NET, 2006  
• Altlastenerkundung im Bereich des Bebauungsplanes „Stobwasserstra-


ße“, WI 74, mit ergänzenden Detailuntersuchungen geo-log GmbH 
2006/2007/2008 


• Luftreinhalte- und Aktionsplan Braunschweig, Stand Mai 2007 
• Klima- und immissionsökologische Funktionen im Stadtgebiet Braun-


schweig, GEO-NET, Juli 2007 
 
Weitere Planungsvorgaben: 
• Zentrenkonzept Einzelhandel der Stadt Braunschweig in der Neufassung 


von 2005 
 


4.4 


 


Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der Informa-
tionsgrundlagen 


Die Untersuchungen der Umwelterheblichkeit beschränken sich in der 
Hauptsache auf das Plangebiet selbst. Die Untersuchungen zum Verkehrs-
aufkommen beziehen die Knotenpunkte in der näheren Umgebung ein. In-
haltlich wurden die Schutzgüter gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB untersucht. 
 
Im Hinblick auf die gewerbliche Vorprägung des Areals wurden Bodenunter-
suchungen von vorkommenden Altlasten erstellt und im Einzelnen Sanie-
rungskonzeptionen von Altlasten erarbeitet. Ggf. sind bei Bauarbeiten ent-
sprechende Sicherungsmaßnahmen vorzunehmen. 
 
Zur Ermittlung der Schallimmissionen, die einerseits auf das Plangebiet ein-
wirken und die andererseits vom Plangebiet ausgehen, wurde eine abschät-
zende Betrachtung vorgenommen. Zur Ermittlung der Verkehrsmengen und 
-ströme wurden Werte des Planfeststellungsverfahrens zum Umbau des Au-
tobahnkreuzungspunktes BS-Süd verwandt. 
 
Für die Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung erfolgt ei-
ne vergleichende Bewertung der aktuellen Wertigkeiten von Natur und 
Landschaft im Plangebiet unter Berücksichtigung der nach aktuellem Pla-
nungsrecht zulässigen Bebaubarkeit und Versiegelung mit dem Planzustand 
nach diesem Bebauungsplan auf Basis des so genannten „Osnabrücker 
Modells“. Das Osnabrücker Modell ist ein anerkanntes und in der Stadt 
Braunschweig regelmäßig zur Anwendung kommendes Verfahren zur recht-
lichen Unterstützung der gutachterlichen Bemessung von Eingriffsfolgen und 
ggf. Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Die Beurteilungsgrundlagen sind damit als ausreichend anzusehen. 
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4.5  
 
Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 


Die folgenden Unterkapitel 4.5.1 bis 4.5.7 sind jeweils nach folgendem 
Schema aufgebaut: 
• Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte der aktuellen Umwelt-


situation 
• Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Nichtdurchfüh-


rung der Planung  
• Prognose über die Entwicklung der Umweltsituation bei Durchführung der 


Planung. 
 
Die Ermittlung und Bewertung der Umweltsituation der einzelnen Belange 
erfolgt nach gegenwärtigem Kenntnisstand und durch zeitgemäße Prüf-
methoden jeweils insbesondere für die Umweltmerkmale, die erheblich be-
einflusst werden.  
 


4.5.1 Mensch und Gesundheit 
 
Bestandsaufnahme:  
Das Plangebiet wird überwiegend gewerblich genutzt und besitzt keine Be-
deutung für die Erholung der umliegenden Bevölkerung. Größere landschaft-
lich vielfältig strukturierte Grünflächen, die als Freiraum auch der Erholung 
dienen könnten, oder öffentliche Spielflächen sind im Plangebiet nicht vor-
handen. Im Plangebiet sind im Bestand keine Erholungsfunktionen vorhan-
den und im bestehenden Bebauungsplan WI 17 auch nicht vorgesehen. 
 
Im Plangebiet befinden sich mehrere Flächen mit Altablagerungen, zum Teil 
auch im Bereich von sensiblen Nutzungen (vorhandene Wohngebäude). Für 
weitere Erläuterungen wird auf Kapitel 4.5.3 verwiesen. 
 
Hinsichtlich der Belastung des Schutzgutes Mensch und Gesundheit durch 
Lärm wird auf Kapitel 4.5.6 und bezüglich des Schutzgutes Luft auf Kapitel 
4.5.5 verwiesen. 
 


Die Konzentrationen der Luftschadstoffe nähern sich den zukünftigen Grenz- 
und Richtwerten, da diese schrittweise bis 2010 gesenkt werden.  


Nullvariante:  


 
Bei Fortbestehen des Planungsrechtes wird das Plangebiet keine positiven 
Änderungen für den Belang Mensch und Gesundheit erfahren. 
 


Flächen mit Erholungsfunktion sind in der neuen Planung ebenfalls nicht 
vorgesehen, so dass nicht mit Änderungen der Erholungsqualität zu rechnen 
ist.  


Prognose bei Durchführung der Planung:  


 
Im Hinblick auf Luftschadstoffe und Lärmimmissionen sind bei der Durchfüh-
rung des neuen Bebauungsplanes WI 74 über das heutige Maß hinausge-
hende zusätzlichen Belastungen nicht anzunehmen. 
 
Bei Nutzungsänderungen auf den Grundstücken könnte vielmehr eine ‚Alt-
lastensanierung erfolgen, die sich positiv auf die Umwelt auswirkt. 







- 10 - 
 


 


 
4.5.2  Tiere, Pflanzen, Landschaft 


 
Bestandsaufnahme:  
Das Plangebiet ist in hohem Maße versiegelt und liegt isoliert zwischen 
Hauptverkehrsstraßen. Zusammenhängende Vegetationsstrukturen sind le-
diglich als Verkehrsgrün an der A 391 und in kleinerem Umfang entlang der 
Stobwasserstraße vorhanden. Südlich der Theodor-Heuss-Straße befindet 
sich eine ca. 800 m² große Grünfläche mit dichterem Gehölzbestand sowie 
kleinere strukturarme Privatgärten im rückwärtigen Bereich der Frankfurter 
Straße 218 – 224. Es handelt sich um Flächen mit regelmäßig stark bis sehr 
stark eingeschränkter Bedeutung für den Naturhaushalt. 
 
Vorkommen geschützter Tier- und Pflanzenarten sind nicht bekannt und zu-
künftig auch nicht zu erwarten. Trotz der reduzierten und strukturarmen 
Ausprägung können die vorhandenen Vegetationsstrukturen jedoch grund-
sätzlich einen Nahrungs- und Rückzugsraum für heimische Tierarten bieten. 
Die vorhandenen Gehölzstrukturen entlang der A 391 dienen darüber hinaus 
als kleinräumige Vernetzungsachse für die Tierwelt. 
 
Schutzgebietsausweisungen liegen für das Plangebiet und die nähere Um-
gebung nicht vor. 
 
Auf Grund fehlender gestalterisch prägender Vegetations- bzw. Freiraum-
strukturen ist ein wahrnehmbares Landschafts-/Naturerleben nicht möglich. 
 
Nullvariante:  
Ohne die Durchführung der Planung wird sich keine Veränderung des Be-
langes ergeben. Da bereits heute im Vergleich zum geltenden Planungs-
recht im Bestand ein deutlich größerer Flächenanteil versiegelt ist, und die 
baulichen Anlagen Bestandsschutz genießen, ist davon auszugehen, dass 
eine Umsetzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes WI 17 in abseh-
barer Zeit nicht erfolgen wird. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung:  
Die Festsetzung der öffentlichen Grünfläche südlich der Theodor-Heuss-
Straße sichert die vorhandenen Gehölzbestände und erweitert sie geringfü-
gig. Durch die Anpflanzfestsetzungen auf privaten Grundstücken und die 
geplante Festsetzung von zusätzlich gliedernden Einzelbaumstandorten in-
nerhalb von Stellplatzflächen kann ein Mindestmaß an Durchgrünung des 
Plangebietes erzielt und der Straßenraum gestalterisch positiv beeinflusst 
werden.  
 
Mangels Vorkommen ist mit einem Verlust wertvoller Tier- und Pflanzenarten 
nicht zu rechnen. 
 


4.5.3  Boden 
 
Bestandsaufnahme:  
Es ist davon auszugehen, dass in weiten Teilen des Plangebietes das natür-
liche Bodengefüge verändert ist und anthropogene Auffüllungen vorhanden 
sind. Seltene Bodentypen gibt es hier nicht. Im Rahmen des Bauleitplanver-
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fahrens wurden Altlastenerkundungen, zum Teil durch weitere Detailunter-
suchungen ergänzt, durchgeführt. 
 
Es liegen folgende Gutachten vor: 
• „Orientierende Untersuchung der Altlastensituation im Bereich des Be-


bauungsplanes "Stobwasserstraße", WI 74“ vom 25.06.2007 
• „Detailuntersuchung im Bereich des Bebauungsplanes "Stobwasserstra-


ße", WI 74“ vom 28.09.2007 
• „Abschließende Orientierende Altlastenerkundung im Bereich des 


Schrottplatzes Stobwasserstraße 4 in Braunschweig“ vom 02.05.2007 
• „Ergänzende Detailuntersuchung im Abstrom Frankfurter Straße 217“ 


vom 08.02.2008 
• „Altlastenerkundung im Bereich der Altablagerung N9/4 in Braun-


schweig“ vom 06.06.2008 
• Orientierende Untersuchung Frankfurter Straße 232 in Braunschweig 


vom 26.11.2008 und Detailuntersuchung und 10.01.2009 
 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass mehrere Altlastenflächen im Geltungsbe-
reich ermittelt wurden. Hierbei handelt es sich um Flächen mit erheblichen 
Bodenverunreinigungen: 
 
1.  ALF-Fr 217/1, im Bereich südlich der Frankfurter Straße 218,  
 


Festgestellt wurden Schadstoffkonzentrationen durch Mineralölkohlen-
wasserstoffe, polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und 
aromatische Kohlenwasserstoffe (BTEX) direkt oberhalb der wasserge-
sättigten Bodenzone. Eine unmittelbare Gefährdung des Grundwassers 
ergibt sich jedoch nicht, da im Grundwasser nur geringe Belastungen 
festgestellt worden sind und ein zunehmender Austrag von Schadstoffen 
aus den Ausfüllungen der ungesättigten Bodenzone nicht wahrscheinlich 
ist. Eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit ist ebenso auf Grund 
der flächig vorhandenen Versiegelung nicht abzuleiten. Im Falle von ge-
planten Erdbaumaßnahmen im kontaminierten Bereich sind geeignete 
Maßnahmen zum Schutz der dort arbeitenden Menschen einzelfallbezo-
gen festzulegen. 


 
2.  ALF-Fr 222/2 im rückwärtigen Grundstücksbereich Frankfurter Straße 


221 und 222 
 


Im rückwärtigen Bereich der Grundstücke Frankfurter Straße 221 und 
222 wurden bereichsweise stark erhöhte PAK- und Mineralölkohlenwas-
serstoffe gemessen. Es ergibt sich durch den großen Grundwasserflur-
abstand und unter Berücksichtigung der geringen Mobilität der Schad-
stoffe ein geringes Gefährdungspotenzial für das Grundwasser. Eine 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit ist unter Zugrundelegung des 
derzeitigen Zustandes nicht gegeben. Ein Abtrag der vorhandenen 
Oberflächenbefestigung, verbunden mit der Freilegung der darunter lie-
genden kontaminierten Auffüllung, ist auszuschließen. 
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3.  Grundstück Stobwasserstraße 4  
 


Auf dem Grundstück wurden schon zu einem früheren Zeitpunkt Unter-
grundverunreinigungen durch Mineralölkohlenwasserstoffe und BTEX, 
westlich des Hallengebäudes teilweise auch PAK und Schwermetalle ak-
tenkundig. Eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit ist auf Grund 
der größtenteils vorhandenen Oberflächenversiegelung nicht gegeben. 
Bei Durchführung von Erdarbeiten in den kontaminierten Bereichen be-
steht jedoch eine unmittelbare Gefährdung durch das Ausgasen von 
Schadstoffen. Eine maßgebliche Gefährdung des Grundwassers durch 
den Eintrag von Schadstoffen ist als gering eingestuft worden. 


 
4.  ALF-Fr 250/2 auf dem Grundstück Frankfurter Straße 250. 
 


Starke Belastungen des Bodens durch PAK wurden festgestellt. Es be-
steht eine unmittelbare Gefährdung für das Grundwasser. Eine direkte 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit ist dann gegeben, wenn im 
kontaminierten Bereich Erdarbeiten durchgeführt werden sollten. 
 


5. Grundstück Frankfurter Straße 234 
 


Im Umfeld eines stillgelegten Öltanks wurden im Grundwasserbereich 
erhebliche Bodenverunreinigungen mit Kohlenwasserstoffen ermittelt. 
Eine Gefährdung ist auf Grund der Tiefe der Kontamination (ca. 3 bis 
7 m unter Gelände) nicht gegeben. Das Grundwasser weist nur lokal 
begrenzt erhöhte Schadstoffkonzentrationen auf. Im unmittelbaren 
Grundwasserabstrom ist keine Grundwasserverunreinigung vorhanden, 
so dass Sanierungsmaßnahmen nicht erforderlich sind. 


 
Für alle der oben aufgeführten Bodenverunreinigungen gilt, dass die in die-
sem Bebauungsplan beabsichtigten Ausweisungen als Gewerbegebiet bzw. 
Sondergebiet mit den vorhandenen Bodenbelastungen vereinbar sind. 
 
Im östlichen Geltungsbereich dürfen Grundwasserentnahmen und –
haltungen sowie Versickerungen auf Grund von Altlasten in der angrenzen-
den Fabrikstraße nicht durchgeführt werden. Der entsprechende Bereich ist 
in der Planzeichnung gekennzeichnet. 
 
Nullvariante:  
Da es sich bereits um großflächig bebaute und versiegelte Flächen handelt, 
sind keine weiteren Beeinträchtigungen des Bodens zu erwarten.  
 
Eine unmittelbare Gefährdung der menschlichen Gesundheit wurde in den 
Altlastenerkundungen auf Grund der überwiegenden Versiegelung der kon-
taminierten Bereiche nicht ermittelt. Sollten jedoch Erdarbeiten in den kon-
taminierten Bereichen erfolgen, sind entsprechende Schutzmaßnahmen für 
die dort arbeitenden Personen erforderlich. Im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes wird weiterhin die Gefährdung des Eintrags von Schadstof-
fen in das Grundwasser über Grundwassermessstellen überwacht. Sollten 
sich Änderungen ergeben, sind entsprechende Maßnahmen einzuleiten. 
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Prognose bei Durchführung der Planung:  
Die beabsichtigte Festsetzung eines mindestens 15%-igen Grünflächenan-
teils je Grundstück wird sich gegenüber dem Bestand positiv auswirken, in-
dem zumindest eine geringfügige Reduzierung des Versiegelungsgrades bei 
Neubauten zu erwarten ist. Es werden mit dem neuen Bebauungsplan 
WI 74 keine Nutzungen zusätzlich zugelassen, die eine weitere Einbringung 
von Bodenverunreinigungen und –schadstoffen erwarten lassen. Die Gefahr 
der Neueintragung von Schadstoffen durch Baumaßnahmen ist als unver-
ändert einzustufen. Eine Gefährdung der menschlichen Gesundheit bei Erd-
arbeiten ist durch entsprechende Schutzmaßnahmen auszuschließen.  
 
Positiv ist zu bewerten, dass die vorhandenen altlastenverdächtigen Flächen 
untersucht, und so die vorhandenen Bodenverunreinigungen detailliert ermit-
telt wurden.  
 
Alle genannten Flächen werden gekennzeichnet. 
 


4.5.4  Wasser 
 
Bestandsaufnahme:  
Das Plangebiet liegt nicht in einem Wasserschutzgebiet. Oberflächenge-
wässer sind nicht vorhanden. Auf Grund des hohen Versiegelungsgrades 
sind eine Versickerung und ein damit verbundener Eintrag von Schadstoffen 
in das Grundwasser gegenwärtig kaum möglich.  
 
Im südlichen Planbereich ist das Grundwasser bereits aufgrund einer au-
ßerhalb des Planbereichs liegenden Altlast mit Chrom und leichtflüchtigen 
halogenierten Kohlenwasserstoffen (LHKW) verunreinigt.  
 
Grundwasserentnahmen oder –haltungen sind in dem gekennzeichneten 
Bereich entlang der Frankfurter Straße auf Grund einer Verunreinigung auf 
dem Grundstück Fabrikstraße 5 nicht zulässig. 
 
Nullvariante:  
Durch die bestehende Bebauung werden teilweise bereits heute größere 
Flächen über das gemäß Bebauungsplan WI 17 zulässige Maß hinaus ver-
siegelt. Ohne Um- oder Neunutzungen ist ein Rückbau der baulichen Anla-
gen auf das zulässige Maß wegen des Bestandsschutzes nicht möglich. Ne-
gative Änderungen sind nicht zu erwarten. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung:  
Mit der Durchführung der Neuplanung des WI 74 wird über das planungs-
rechtliche Maß des alten Bebauungsplanes WI 17 hinaus eine Versiegelung 
zulässig sein, der faktische Versiegelungsgrad wird sich jedoch mit den 
Festsetzungen verringern und sich damit positiv auswirken. Hintergrund ist, 
dass durch den Bebauungsplan WI 17 eine 100%ige Versiegelung innerhalb 
der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen zulässig war, jedoch 
arrondierend umfangreiche private Grünflächen festgesetzt wurden. Mit dem 
neuen Bebauungsplan WI 74 dürfen zwar vormals private Grünflächen 
überbaut werden, dies jedoch nur zu einem Anteil von max. 85 %. Eine Ab-
leitung des anfallenden Niederschlagswassers ist weiterhin zum Schutz des 
ohnehin belasteten Grundwassers über die bestehende Kanalisation vorge-
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sehen. Eine weitergehende Verunreinigung des Grundwassers ist daher 
nicht zu erwarten. 
 
Weitere Verunreinigungen wurden durch die Untergrunduntersuchungen 
ermittelt und nach der erfolgten Feststellung des Gefährdungspotenzials 
weiterhin beobachtet werden.  
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan werden insofern keine zusätzlichen 
erheblichen Eingriffe in das Schutzgut Wasser vorbereitet. 
 


4.5.5  Klima, Luft 
 
Bestandsaufnahme:  
Das Plangebiet ist laut Klimagutachten (1992) ein klimaökologisch mäßig be-
lasteter Wirkungsraum. Die westliche Autobahn stellt ein Austauschhindernis 
für die Frischluftzufuhr da. Von den bestehenden Nutzungen des Plange-
biets gehen keine erheblichen Luftbelastungen aus. 
 
Auf Grund der Lage zwischen der Autobahn und der Frankfurter Straße ist 
das Plangebiet mit erheblichen Luftschadstoffen belastet. Der überwiegende 
Teil des Gebietes ist (Flechtengutachten, 1995) als Luftgütezone 1,0 (hohe 
Belastung) mit einer lufthygienisch problematischen Situation für die Wohn-
bevölkerung gekennzeichnet. Dieses Ergebnis wird durch das Emissionska-
taster Braunschweig (2001) bestätigt.  
 
Insbesondere im westlichen und südlichen Teil des Gebietes treten Grenz-
wertüberschreitungen für die Luftschadstoffe PM10 und NO2 auf.  
 
Für das Stadtklima ist das Plangebiet ohne Bedeutung. 
 
Nullvariante:  
Nachdem bis 2010 diese Grenzwerte stufenweise weiter gesenkt werden, ist 
absehbar, dass die Grenz- und Richtwerten bei unveränderten Emissionen 
ohne Durchführung der Planung zukünftig überschritten werden. Besonders 
kritisch ist die Belastung durch NO2 zu sehen. Hier wird der ab 2010 gelten-
de Grenzwert von 40 μg/m³ in weiten Teilen des Gebietes überschritten wer-
den. Besonders die vorhandene Wohnbebauung im südlichen Teil des Ge-
bietes ist durch die verkehrsbedingten Luftschadstoffe erheblich belastet. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung:  
Nach Durchführung der Planung ist nicht mit einer Verschlechterung der 
Schadstoffbelastungssituation gegenüber einer unveränderten Bestandssi-
tuation zu rechnen.  
 


4.5.6 Schallimmissionen 
 
Bestandsaufnahme:  
Auf das Plangebiet wirken bereits heute unterschiedliche Lärmquellen ein. 
Dies ist der Verkehr der Autobahn A 391 im Westen, der Frankfurter Straße 
im Osten und der Theodor-Heuss-Strasse sowie des planungsrechtlich gesi-
cherten östlich angrenzenden Gewerbegebietes. 
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Innerhalb des Plangebietes wurden im Sinne eines worst-case-szenarios die 
Schallimmissionen, die auf den zukünftig als GE-Gebiet festgesetzten Be-
reich einwirken unter Beachtung der höchsten prognostizierten Verkehrs-
mengen für das Jahr 2015 untersucht.  
Folgende Schallimmissionen wurden gemäß DIN 18005 ‚Schallschutz im 
Städtebau’ in den Höhen 3 m und 8 m ermittelt: 
 


 Höhe 3 m 


Straßenverkehr: 


Höhe 8 m 


  
Tag 64 – 81 dB(A) 65 – 81 dB(A) 
Nacht 58 – 77 dB(A) 59 – 77 dB(A) 


 
Hierbei wurde ersichtlich, dass der größte Immissionsbeitrag durch die BAB 
A 391 zustande kommt.  
 
Bei der geplanten Ausweisung der Gewerbegebiete sowie des Sonderge-


biets, das hier immissionsrechtlich einer Gewerbegebietseinstufung 
gleichgesetzt wird, sind die ermittelten Verkehrsgeräuschpegel mit 
den gesetzlichen sowie normativen Vorgaben zu vergleichen: 
 


 
GE-
Gebiet 


Orientie-
rungswert  
DIN 18005 
Bl.1 
 


Immissionsgrenzwert 
gem. 16. BImSchV 
(Verkehrslärm-
schutzverordnung) 


Sanierungs-
grenzwert 
VLärmSchR 
97 


Tag 65 dB(A) 69 dB(A) 75 dB(A) 
Nacht 55 dB(A) 59 dB(A) 65 dB(A) 


 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass im Bestand durch die Straßenverkehrsge-
räusche die für die städtische Planung maßgeblichen Orientierungswerte der 
DIN 18005 deutlich überschritten werden. Lediglich nördlich der Stobwas-
serstraße werden die Orientierungswerte (65 dB(A) /55 dB(A)) in Teilberei-
chen eingehalten. 
 
An der vorhandenen Wohnbebauung (Frankfurterstraße 218 - 224) werden 
Geräuschpegel bis zu 79 dB(A) am Tage und bis zu 75 dB(A) in der Nacht 
prognostiziert. Dadurch wird:  
• der Orientierungswert nach DIN 18005 am Tage bis zu 14 dB(A) und in 


der Nacht bis zu 20 dB(A) überschritten, 
• der Immissionsgrenzwert gemäß 16. BImSchV am Tage bis zu 10 dB(A) 


und in der Nacht bis zu 16 dB(A) überschritten und 
• der Sanierungsgrenzwert am Tage bis zu 4 dB(A) überschritten und in 


der Nacht um bis zu 10 dB(A) überschritten.  
 
Nullvariante:  
Da es sich hier um eine Bestandssituation handelt, entsteht seitens der 
Wohnbebauung kein Anspruch auf Durchführung von Lärmschutzmaßnah-
men gegenüber der Autobahn oder dem Straßenverkehr. Der bestehende 
rechtsgültige Bebauungsplan setzt hier ein Industriegebiet im Sinne des 
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§ 9 BauNVO 1962 fest, in dem Wohnen nicht zulässig ist und auch keine 
Richtwerte einzuhalten sind. Nachdem die Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse nicht erfüllt sind, kann eine Verfestigung der Wohnnut-
zung nicht vorgenommen werden. Der Bestandsschutz bleibt aber erhalten. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung:  
Die Durchführung der im Bebauungsplan WI 74 vorgesehenen Festsetzun-
gen führen nicht zu bedeutsamen Veränderungen der Verkehrszahlen in den 
Straßenräumen im und um den Geltungsbereich. Damit ist nicht von einer 
Verschlechterung der Schallsituation auszugehen. Die Festsetzung eines 
Gewerbegebietes führt hier erst Immissionsgrenzwerte ein, die jedoch schon 
im Bestand nicht mit den Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse ver-
einbar sind. Die Ausdehnung und damit Verfestigung weiterer Wohnnutzung 
wird durch den Ausschluss von Wohnnutzung verhindert.  
 
Da es sich auch hier gegenüber der maßgeblichen Autobahn um eine unver-
änderte Bestandssituation handelt, entsteht ebenfalls kein Anspruch auf 
Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen gegenüber der Autobahn oder 
dem Straßenverkehr. Dieser Anspruch entsteht erst, wenn wesentliche Än-
derungen im Bereich der Autobahn durchgeführt werden. 
 


4.5.7  Kulturgüter und sonstige Sachgüter  
 
Bestandsaufnahme:  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gibt es keine Eintragung von Bo-
den- oder Kulturdenkmälern in den entsprechenden Denkmalverzeichnissen. 
Nennenswerte besondere Sachgüter sind ebenfalls nicht bekannt. 
 
Nullvariante:  
Keine Veränderungen. 
 
Prognose bei Durchführung der Planung:  
Wirtschaftliche Werte werden durch die Festsetzungen des Bebauungspla-
nes nur insofern beeinträchtigt, dass bislang zulässige Einzelhandelswaren-
sortimente eingeschränkt werden. Dies kann sich im Einzelfall auf Einzel-
grundstücke negativ auswirken. Gesamtstädtisch überwiegt jedoch das öf-
fentliche Interesse an einer Umsetzung des Zentrenkonzepts Einzelhandel, 
das die Stärkung der Innenstadt, die Versorgungsfunktion der Nahversor-
gungszentren und eine behutsame Entwicklung des zentrenverträglichen 
großflächigen Einzelhandels an ausgewiesenen Standorten sicherstellt. 
 
Die in der Theodor-Heuss-Straße geplante Einrichtung einer Haltestelle 
nimmt Privatflächen in Anspruch, die bei einer tatsächlichen Umsetzung von 
der Stadt Braunschweig zu erwerben sind. Entsprechende Wertausgleiche 
sind vorzunehmen. 
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4.5.8  Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 
Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Schutzgü-
tern können Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein Schutzgut 
ausübt, auf andere weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung 
von Auswirkungen kommen. Deswegen sind die Schutzgüter nicht nur ein-
zeln, sondern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu betrach-
ten.  
 
Negative Wechselwirkungen über die in den vorstehenden Kapiteln bereits 
dargestellten (z. B. Lärm – Gesundheit usw.) hinaus, sind weder ohne die 
Durchführung der Planung noch mit Durchführung der Planung zu erwarten. 
 


4.6  


 


Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachtei-
ligen Auswirkungen 


Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1 a BauGB) bei einer 
Planaufstellung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind 
im vorliegenden Bebauungsplan mit folgenden Ergebnissen angewendet 
worden: 
 


4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1 a Abs. 3 BauGB i. V. m. dem 
BNatSchG) 
 
In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwar-
tenden negativen Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgü-
tern und das Landschaftsbild dargestellt und bewertet worden.  
 
Aus der Prognose der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den 
Bebauungsplan keine erheblichen Eingriffe in Natur und Landschaft im Sin-
ne des § 18 BNatschG vorbereitet werden. Jedoch ist im Bauleitplanverfah-
ren über Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen zu entscheiden. Die Maßnahmen werden nach 
planungsrechtlicher Abwägung im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
a) Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigungen 
 
• Beschränkung der baulichen Ausnutzung  
 Vermeidung von zusätzlichen Eingriffen insbesondere für die Schutz-
güter Boden, Wasser, Tiere und Pflanzen, Klima und Luft 


 
• Durchgrünung des Baugebietes durch Baum- und Strauchpflanzungen 


mit qualitativen und quantitativen Vorgaben 
 Minimierung der Eingriffsfolgen von Versiegelung / Bebauung für alle 
Schutzgüter des Naturhaushaltes 


 
• Dauerhafte Sicherung und Erweiterung einer öffentlichen Grünfläche  
 Vermeidung und Verminderung von Eingriffsfolgen auf das Schutzgut 
Landschaftsbild  
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• Gestalterische Einbindung des Plangebietes in den öffentlichkeitswirk-
samen Raum durch Festsetzung von Baumstandorten entlang der Frank-
furter Straße 
 Minimierung der Eingriffsfolgen in das Schutzgut Landschaftsbild 


 
Die genannten Maßnahmen wirken sich durch ihren Beitrag zum Erhalt einer 
gesunden Umwelt und durch Schaffung eines attraktiveren Arbeitsumfeldes 
und einer Verbesserung des Straßenraums auch positiv auf den Menschen 
aus.  
 
Die Möglichkeit zur Nutzung erneuerbarer Energien sowie effizienter Ener-
gienutzung wird durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes WI 74 nicht 
eingeschränkt. Abwässer werden nicht versickert, sondern im bestehenden 
Kanalsystem abgeführt. Die Abfallentsorgung erfolgt gemäß den anerkann-
ten Regelungen. 
 
 
b) Ausgleichsmaßnahmen 
 
Für große Teile des Geltungsbereiches besteht der rechtskräftige Be-
bauungsplan WI 17, der gemäß § 1 Abs. 3 BauGB für die Ausgleichsbilan-
zierung im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) rechtlich als 
Grundlage anzunehmen ist. Durch das mit einem neuen Bebauungsplan 
WI 74 verbundene Außerkrafttreten von bislang im Bebauungsplan WI 17 
festgesetzten öffentlichen und privaten Grünflächen entsteht formal ein pla-
nungsrechtlicher Eingriff in den Naturhaushalt. Dabei handelt es sich eine 
Überplanung festgesetzter, aber nie realisierter oder naturschutzfachlich 
vergleichsweise geringwertiger Grünflächen insbesondere innerhalb oder am 
unmittelbaren Rand der Straßenverkehrsfläche der Autobahn sowie eine öf-
fentliche Grünfläche im Bereich der Frankfurter Straße 218 und 219 auf pri-
vatem Eigentum. Hier ist eine Umsetzung des bestehenden Bebauungspla-
nes weder grünordnerisches Ziel, noch ist auf Grund der Eigentumsverhält-
nisse von einer zeitlich absehbaren Realisierung auszugehen. 
 
Die bestehenden Festsetzungen zu privaten Grünflächen des Bebauungs-
planes WI 17 werden weitgehend mangels Umsetzung oder bestehender 
Versiegelung ersetzt.  
 
Der Bebauungsplan WI 74 trifft Regelungen zur Grundflächenzahl und damit 
zur maximal überbaubaren Fläche, zur Stellplatzbegrünung, zu Anpflanzun-
gen im Bereich der Flächen mit Anpflanzgebot gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB, zu Pflanzqualitäten und setzt einen zu bepflanzenden Mindestanteil 
von 15 % je Baugrundstück fest. Die grünordnerischen Festsetzungen wer-
den somit insgesamt den städtischen Anforderungen angepasst.  
 
Auf der Grundlage der für den Planbereich ermittelten Wertigkeiten von Na-
tur und Landschaft (siehe Kap. 4.5) und des vorliegenden Bebauungsplan-
entwurfs (Maß baulicher Nutzung Kapitel 5.2, Zusammenstellung wesentli-
cher Daten Kap. 7) wurde basierend auf den obigen Vorgaben eine Bilanzie-
rung des aus den Neuplanungen resultierenden Eingriffs nach dem Osnab-
rücker Modell durchgeführt. Nicht bilanziert wurden die festgesetzten Stra-
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ßenverkehrsflächen der A 391, da diese lediglich nachrichtlich dargestellt 
werden. 
 
Im Rahmen der Eingriffsbilanzierung erfolgte eine Gegenüberstellung der 
aus der Neuplanung des WI 74 resultierenden Versiegelung mit der aus der 
gemäß Bebauungsplan WI 17 zulässigen Versiegelung. Für eine Teilfläche 
nördlich der Stobwasserstraße ist zur Beurteilung der Eingriffssituation § 34 
BauGB heranzuziehen (Einfügen eines Vorhabens nach Art und Maß der 
baulichen Nutzung sowie der Bauweise in die Eigenart der näheren Umge-
bung). 
 
Insgesamt ist festzustellen, dass durch die Neuplanung kein Eingriff verur-
sacht wird, der durch zusätzliche Kompensationsmaßnahmen auszugleichen 
ist, da die mit der Umsetzung der Planung zu erwartenden Beeinträchtigun-
gen des Naturhaushaltes und des Landschaftsbilds durch die unter 4.6.1 
beschriebenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung insgesamt 
ausgeglichen werden können. Die Ausweisung von gesonderten Flächen für 
Ausgleichsmaßnahmen ist daher nicht notwendig. 
 
 
c) Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung 
 
Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwar-
tenden Auswirkungen auf die Schutzgüter des Naturhaushaltes und das 
Landschaftsbild abschließend wie folgt zu bewerten: 
 
• Das Schutzgut Boden


• Eingriffe in das Schutzgut 


 ist nicht vermehrbar. Bodenverluste durch Versie-
gelung und Bebauung sind insofern kaum ausgleichbar. Durch den Be-
bauungsplan werden keine zusätzlichen Versiegelungen verursacht, die 
über den bestehenden Versiegelungsgrad hinausgehen. Insgesamt kön-
nen die Eingriffsfolgen für das Schutzgebiet Boden als geringfügig be-
trachtet werden. 
 


Wasser 


• Zusätzliche Beeinträchtigungen für das Schutzgut 


resultieren insbesondere aus der Ver-
siegelung/Bebauung offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf den lo-
kalen Wasserhaushalt (Verlust von Flächen für die Grundwasserneubil-
dung, erhöhter Oberflächenabfluss). Die Flächen im Plangeltungsbereich 
sind heute bereits als voll versiegelt einzustufen. Es sind verschiedene 
Altlasten zu lokalisieren, die eine Versickerung von Oberflächenwasser 
nicht zulassen. Eine Verschlechterung der heutigen Situation ist durch 
die Neuplanung jedoch nicht festzustellen.  
 


Klima/Luft 


• Die Beeinträchtigungen des 


entstehen 
durch die Neuplanung nicht, durch die Sicherung eines Minimums an 
Grünflächen könnten diese sogar geringfügig reduziert werden. 
 


Landschaftsbildes kann durch die Herstel-
lung der vorgesehenen in den öffentlichen Raum wirkenden Anpflan-
zungsmaßnahmen entlang der Frankfurter Straße sowie der Stellplatz-
begrünung im Baugebiet als weitgehend ausgeglichen eingestuft werden.  
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Mit der Umsetzung der zeichnerisch und textlich festgesetzten Maßnahmen 
zur Grünordnung ist die durch diesen Bebauungsplan ermöglichte Neube-
bauung im Sinne der Eingriffsregelung als ausgeglichen einzustufen. 
 


4.6.2 Vermeidung von umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und 
seine Gesundheit (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB) – Schallimmissionen 
 
Wie im Punkt 4.5.6 beschrieben, werden im größten Teil des Plangebietes 
die Orientierungswerte für ein GE-Gebiet überschritten.  
 
Der Hauptgeräuschbeitrag kommt durch den Straßenverkehr der A 391 zu-
stande. Außer der hohen Verkehrsmenge wird die Geräuschsituation durch 
die einseitige Lärmschutzwand entlang der Westseite der A391 verschärft.  
 
Aktiver Schallschutz ist nur durch eine zusätzliche Lärmschutzwand (~ 4 m 
Höhe) entlang der östlichen Autobahnseite möglich, die eine Verbesserung 
von ungefähr 7 dB(A) im Bereich der bestehenden Wohngebäude bewirken 
würde. Weitere Möglichkeiten zur Lärmminderung bestehen im Einbau von 
Flüsterasphalt. Passiver Schallschutz kann durch den Einbau von Schall-
schutzfenstern erreicht werden. Mangels Änderung der Bestandssituation 
der Autobahn 391 besteht jedoch kein rechtlicher Anspruch auf Lärmminde-
rung für die im Geltungsbereich bestehende Wohnnutzungen. Da die A 391 
als Hauptverursacherin in der Baulast des Landes liegt, können aktive 
Schallschutzmaßnahmen nicht festgesetzt werden.  
 
Im Rahmen dieses Bebauungsplanes lassen sich nur Festsetzungen zur 
Verringerung der Immissionsbelastung und Ausrichtung von schutzbedürfti-
gen Räumen in weniger belastete Richtungen treffen. Demzufolge werden 
zur Vermeidung von Beeinträchtigungen Anforderungen an den baulichen 
Schallschutz entsprechend der Außenlärmpegelbereiche III bis VII gemäß 
DIN 4109 festgesetzt. Die sonst in Gewerbegebieten gemäß § 8 Abs. 3 Bau-
NVO den Gewerbebetrieben zugeordneten ausnahmsweise zulässigen 
Wohnungen für Aufsichts- und Betriebspersonal und –leiter sind nur aus-
nahmsweise und innerhalb der Außenpegelbereiche von IV oder weniger zu-
lässig. 
 
Die Veränderung der Art der baulichen Nutzung von Industriegebiet in ein 
Gewerbegebiet führt erst einen Orientierungswert gemäß DIN 18005 ein. 
Dadurch verbessert sich die Lärmbelastungssituation bei der Neuerrichtung 
baulicher Anlagen gegenüber dem Bestand. Das bedeutet beispielsweise, 
dass bei zukünftigen wesentlichen Änderungen der Autobahn im Sinne der 
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) ein Schutzanspruch wie in 
einem Gewerbegebiet entsteht. 
Durch die festgesetzten Regelungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen im Sinne des Bundesimmissionsgesetzes werden die Anforde-
rungen an gesunde Arbeitsverhältnisse für Neunutzungen erfüllt. 
 


4.6.3 Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und 
Abwässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB) 


 
Bei Abfällen mit einem hohen gesundheitlichen Gefährdungspotenzial, die 
bei Maßnahmen im Planungsbereich anfallen, sind unter Beachtung der ab-
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fallrechtlichen Gesetzgebung zu entsorgen. Alle Flächen mit erheblichen 
Bodenverunreinigungen werden im Bebauungsplan nachrichtlich übernom-
men und gekennzeichnet. 
 
Zur Vermeidung einer Ausweitung der bestehenden Untergrundverunreini-
gung in der Fabrikstraße wurde ein Bereich nachrichtlich gekennzeichnet, in 
dem keine Grundwasserentnahmen/-haltungen und Versickerungen durch-
geführt werden dürfen. 
 


4.6.4 Einhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB) 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes WI 74 führen nicht zu einer Ver-
schlechterung der bestehenden Belastungssituation.  
 


4.6.5 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Bodenschutzklausel § 1 a Abs. 2 
BauGB)  
 
Die Planung ermöglicht eine gezielte Nachnutzung von bereits bebauten und 
weitgehend versiegelten Flächen. Durch die Wieder- und Weiternutzung der 
Flächen kann eine Bodeninanspruchnahme / Neuversiegelung durch die 
Ausweisung von weiteren Gewerbestandorten im Stadtgebiet vermieden 
oder zumindest reduziert werden. Durch die Anpassung des Nutzungsspekt-
rums kann eine Neuausrichtung des Standortes erreicht werden. Der Vorga-
be eines sparsamen Umgangs mit Boden und Grund durch Flächenrecycling 
kann dadurch entsprochen werden. 
 


4.7  Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen


 


 (Moni-
toring) 


Gemäß § 4 c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, 
um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu 
ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu er-
greifen. Dabei sind alle Behörden verpflichtet, die Gemeinde über erheb-
liche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die 
Umwelt zu informieren. 
 
Da der Verkehrslärm von bestehenden Verkehrswegen ausgeht, kann eine 
Änderung der Geräuschbelastung durch diese Planung nicht erreicht wer-
den. Eine Überwachung ist daher im Zusammenhang mit dieser Planung 
entbehrlich. Immissionsgrenzwerte und deren Ermittlung im Bezug zum 
Straßenverkehrslärm sind durch die Verkehrslärmschutzverordnung – 
16. BImSchV geregelt und sind grundsätzlich nur bei Verkehrswegeplanun-
gen anzuwenden.  
 
Die bestehenden Grundwassermessstellen werden nur zur Überwachung 
der Grundwassersituation betrieben. 
 
Es lassen sich die umweltbezogenen Handlungserfordernisse für das Plan-
gebiet aufzeigen, sodass keine weiteren, über die gesetzliche Zuständigkeit 
der Fachbehörden hinausgehenden Überwachungsmaßnahmen notwendig 
sind. 
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4.8  


 
Zusammenfassung 


Ziel des Bebauungsplans ist die Umsetzung des Zentrenkonzeptes Einzel-
handel der Stadt Braunschweig im Bereich zwischen der Frankfurter Straße, 
Autobahn A 391 und dem Betrieb Alba Braunschweig. Hier besteht in gro-
ßen Teilen der Bebauungsplan WI 17, der Industriegebiete im Sinne der 
BauNVO 1962 ohne Einschränkungen hinsichtlich des Einzelhandels fest-
setzt.  
 
Im Bebauungsplan WI 74 werden südlich der Theodor-Heuss-Straße und im 
Norden des Geltungsbereichs Gewerbegebiete sowie beidseitig der Stob-
wasserstraße ein Sondergebiet Einzelhandel mit dem Zentrenkonzept ent-
sprechenden Warensortimenten festgesetzt. Es handelt sich dabei um be-
reits großflächig bebaute und versiegelte Flächen. Die Planung ermöglicht 
eine gezielte Nachnutzung zum Teil brachgefallener Flächen. 
 
Im Plangebiet liegen mehrere Flächen mit erheblichen Bodenverunreinigun-
gen. Für das Schutzgut Boden ergeben sich insofern geringfügige Verbesse-
rungen, als dass durch die im Rahmen der B-Planung durchzuführenden 
Untergrunduntersuchungen vorhandene Bodenverunreinigungen festgestellt 
und wenn erforderlich saniert bzw. gesichert wurden. 
 
Auf das Plangebiet wirken bereits heute unterschiedliche Lärmquellen ein. 
Dies ist der Verkehr der Autobahn A 391 im Westen, der Frankfurter Straße 
im Osten und der Theodor-Heuss-Strasse sowie des östlich angrenzenden 
Gewerbegebietes. Durch den Straßenverkehr kommt es bereits heute zu 
deutlichen Überschreitungen der Orientierungswerte. Aus Gründen des Im-
missionsschutzes ist deshalb die Festsetzung von Misch- oder Kerngebieten 
oder gar eines Wohngebietes zur planungsrechtlichen Sicherung der isoliert 
bestehenden Wohnbebauung an der Frankfurter Straße weder möglich noch 
planerisches Ziel. Die Festsetzungen gewährleisten die allgemeinen Anfor-
derungen für gesundes Wohnen und Arbeiten bei Nutzungsänderungen und 
Neubauten. Der Bestandsschutz wird nicht angegriffen. 
Die Durchführung sonstiger aktiver Maßnahmen zum Schutz vor Schallim-
missionen kann nur seitens des Baulastträgers der BAB 391 durchgeführt 
werden.  
 
Auf Grund der Lage der Flächen zwischen der Autobahn und verkehrsrei-
chen Straßen ist die Belastung durch verkehrsbedingte Immissionen (Lärm, 
Luftschadstoffe) in dem Gewerbegebiet und der vorhandenen Wohnbebau-
ung hoch. Durch die hier geplanten Änderungen kommt es nicht zu einer zu-
sätzlichen Belastung der Wohnbevölkerung mit Luftschadstoffen. 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes WI 74 überplanen im Bebauungs-
plan WI 17 bereits festgesetzte, aber nie realisierte öffentliche und private 
Grünflächen mit geringer Bedeutung für den Naturhaushalt. Die mit der 
Ausweisung des WI 74 verbundenen planungsrechtlichen Eingriffe werden 
durch die neuen Festsetzungen zur Stellplatzbegrünung und zu Mindestbe-
grünung und –qualität von Grundstücksbepflanzungen vollständig ausgegli-
chen. 
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Andere naturschutzfachliche Belange weisen keine hohe Wertigkeit auf und 
werden durch die Planung nicht beeinträchtigt. 
 
Die im Gegensatz zum Status quo geänderten Festsetzungen der Art der 
baulichen Nutzung und des Maß der baulichen Nutzung führen nicht zu einer 
erkennbaren wesentlichen Erhöhung der Umweltauswirkungen.  
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5 Begründung der Festsetzungen 
 


5.1 Art der baulichen Nutzung


Gewerbegebiet GE: 


 
 


Der gesamte für Bebauung vorgesehene Bereich südlich der Theodor-
Heuss-Straße sowie Teilflächen im Norden des Geltungsbereiches werden 
als Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 BauGB festgesetzt. Das im bestehen-
den Bebauungsplan WI 17 festgesetzte Industriegebiet wird insoweit ersetzt. 
Diese Festsetzung entspricht den Vorgaben gewerblicher Bauflächen durch 
den Flächennutzungsplan. Die Festsetzung eines Industriegebietes ent-
spricht nicht mehr den städtischen Zielsetzungen für diesen Standort, insbe-
sondere vor dem Hintergrund, dass sich bislang keine industriegebietstypi-
schen Nutzungen angesiedelt haben.  
 
Abweichend vom § 8 BauNVO sind Vergnügungsstätten, Bordelle, bordellar-
tige Betriebe und Wohnungsprostitution sowie Schank- und Speisewirtschaf-
ten nicht zulässig. Die Sicherung klassischer Gewerbenutzungen des Pro-
duktions- und Dienstleistungsbereichs im Bereich des Standorts Frankfurter 
Straße/Stobwasserstraße steht hier im Vordergrund.  
 
Der Verlagerung von Freizeiteinrichtungen, Vergnügungsstätten und auch 
Einzelhandelsbetrieben in Gewerbegebiete soll vorgebeugt werden, da es 
oftmals zu Verdrängungseffekten der sonstigen gewerblichen Wirtschaft 
kommt. Die ausschließenden Festsetzungen verhindern das Einsickern von 
Nutzungen, die zu städtebaulichen Spannungen und Missständen führen 
und beugen insofern den so genannten 'Trading-Down-Effekt' in Folge der 
Verdrängung klassischer Gewerbenutzungen vor. Da Bordelle und bordellar-
tige Betriebe nach mehrheitlicher Rechtsauffassung zwar als Gewerbebe-
triebe gelten, diese Gewerbeart aber nicht den städtebaulichen Zielen zur 
Sicherung des hochwertigen Gewerbestandortes entsprechen, wurden auch 
diese ausgeschlossen.  
 
Die bestehenden Einzelhandelsbetriebe besitzen solange Bestandsschutz, 
bis es zu einer Nutzungsänderung kommt. Einzelhandelsbetriebe mit ande-
ren Warensortimenten als den bestehenden sind dann nicht mehr zulässig. 
Einzige Ausnahmen sind nicht großflächige Einzelhandelsbetriebe mit Kfz-
Handel sowie Einzelhandel in Verbindung mit Produktionsstätten.  
 
Die rückwärtige Lage des nördlichen Gewerbegebiets sowie die städtebau-
lich isolierte Lage des südlichen Gewerbegebiets bieten kaum Raum für ak-
zeptable kundenorientierte Schank- und Speisewirtschaften, insbesondere 
nicht verbunden mit Außenbewirtungen, und werden daher hier ausge-
schlossen. Die Festsetzung als Gewerbegebiet bietet aber ausreichend 
Möglichkeiten, andere wirtschaftlich nachhaltig tragfähige Nutzungen unter-
zubringen. 
 
Auf Grund der hohen Lärmbelastungen werden die sonst in einem Gewer-
begebiet gem. § 8 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Wohnungen für 
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen als nicht zulässig festgesetzt. Nur in 
einem kleinen Bereich im Nordosten innerhalb des festgesetzten Lärmpe-
gelbereichs IV wären Wohnungen angemessen nutzbar. Mögliche Ein-
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schränkungen bestehender Betriebe auf benachbarten Grundstücken durch 
die Einrichtung von Betriebswohnungen und daraus entstehende Spannun-
gen zwischen den Nutzungen sollen so vermieden werden. 
Bereits genehmigte Betriebswohnungen haben Bestandsschutz. 
 
Sondergebiet Handel: 
Nachdem sich im Bereich nördlich der Theodor-Heuss-Straße faktisch meh-
rere großflächige Einzelhandelsbetriebe angesiedelt haben, wird dieser Be-
reich in Angleichung an die östlich der Frankfurter Straße gelegenen Einzel-
handelsflächen ebenfalls als Sondergebiet Handel gemäß § 11 BauNVO 
festgesetzt. Zulässig sind unter Berücksichtigung des Zentrenkonzeptes 
Einzelhandel für den Entwicklungsschwerpunkt (ESP) Otto-v.-Guericke-
Straße / Frankfurter Straße, zu dem der Geltungsbereich zählt,


 


 nur zentren-
unschädliche Einzelhandelsnutzungen wie Möbel, Bau- und Gartenmarkt, 
Kfz-Handel, Sportgroßgeräte. Die Festsetzungen sind gegliedert in Kern- 
und Randsortimente.  


Rand- und Freisortimente sollen aufgrund ihrer Innenstadtrelevanz gemäß 
Zentrenkonzept eingeschränkt werden. Unter Randsortimenten sind in die-
sem Zusammenhang Warengruppen zu verstehen, die in Anlehnung an das 
Kernsortiment angeboten werden (z. B. Leuchten im Kernsortiment Möbel). 
Freisortimente sind Warengruppen, die nicht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit dem Kernsortiment stehen müssen. Um einem Attraktivitätsverlust 
der Innenstadt vorzubeugen, sollen für die Freisortimente bestimmte, be-
sonders innenstadtrelevante Warengruppen (z. B. Unterhaltungselektronik) 
oder für Stadtteilzentren vorgesehene Warengruppen (z.B. Lebensmittel und 
Getränke usw.) ausgeschlossen werden. 


 


Die so ausgeschlossenen Waren-
sortimente werden auch üblicherweise in den am Standort gewollten Fach-
märkten nicht angeboten, so dass wesentliche Benachteiligungen der Ein-
zelhandelsbetriebe und Einschränkungen der Konkurrenzfähigkeit nicht zu 
erwarten sind. Eine Freigabe einzelner Warensortimente als Freisortiment 
soll nicht erfolgen, da sonst im Sinne der stadtweiten Gleichbehandlung ähn-
liche Öffnungen mit zu erwartenden negativen Folgen für die zentralen Be-
reiche der Stadt Braunschweig vorgenommen werden müssten. Eine aus-
führliche diesbezügliche Abwägung hat der Rat der Stadt Braunschweig im 
Rahmen der Beschlüsse zum Zentrenkonzept Einzelhandel durchgeführt. 


Vor dem Hintergrund von Umsiedlungswünschen eines bestehenden Le-
bensmittelmarktes im angrenzenden Baugebiet wurde eine gutachterliche 
Stellungnahme zur Nahversorgungssituation im Bereich Wilhelmitor zum 
Teilbereich Süd aktualisiert. Im Ergebnis wird ausgeführt, bei der Umsied-
lung des genannten Marktes „würde sich die räumlich-qualitative Nahversor-
gungssituation im Teilbereich in jedem Fall nicht verbessern. Vielmehr kann 
eine Schließung des am Frankfurter Platz in hohem Maße Nahversorgungs-
funktionen wahrnehmenden Lebensmittelbetriebs nicht ausgeschlossen 
werden, wodurch sich für die Bevölkerung die fußläufige Nahversorgung in-
nerhalb des Nahversorgungsteilbereichs Süd wieder erheblich verschlech-
tern würde.“ Insofern lässt sich im Geltungsbereich keine Unterversorgung 
erkennen, die eine ausnahmsweise Aufnahme von Nahversorgungssorti-
menten in den Zulässigkeitskatalog rechtfertigen würde.  
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Einer Öffnung der vorgesehenen Warengruppen steht auch der Gleichbe-
handlungsgrundsatz entgegen. Wenn im Geltungsbereich des WI 74 Le-
bensmittel als (auch nur ausnahmsweise) zulässige Warensortimente fest-
gesetzt würden, bestünde an vergleichbaren Standorten in Sondergebieten 
Handel notwendigerweise das Gebot, auch dort entsprechende Sortimente 
zuzulassen.  
 
Ausnahmsweise ist nicht großflächiger Einzelhandel zulässig mit Kfz-Handel 
und Kfz-Ersatzteilhandel und Kioske sowie für Verkaufs- und Ausstellungs-
flächen im Zusammenhang mit produzierenden, weiterverarbeitenden und 
Dienstleistungsbetrieben an der Stätte der Leistung, jedoch nicht mit zent-
renrelevanten Warengruppen.  
 
Ein Einzelhandelsbetrieb mit dem nicht zentrenrelevanten Warensortiment 
"Büromöbel“ und dem zentrenrelevanten Warensortiment „Bürobedarfsarti-
kel", einschließlich Elektronik besteht bereits im geplanten Sondergebiet SO 
und besitzt im genehmigten Rahmen für das zweitgenannte Sortiment, das 
als zentrenrelevant anzusehen ist, insofern Bestandsschutz.  
 


 


Im Bebauungsplan WI 74 wird abweichend vom Zentrenkonzept Einzelhan-
del die Warengruppe „Tiernahrung, Kleintiere und Bedarfsartikel für die 
Tierhaltung“ als ausnahmsweise zulässiger großflächiger Einzelhandel fest-
gesetzt. Auf der Grundlage neuerer Erhebungen des Zweckverbandes für 
den Großraum Braunschweig und eines ohnehin schon im Geltungsbereich 
bestehenden entsprechenden großflächigen Einzelhandelsbetriebes wurde 
diese Warengruppe aufgenommen. Die Erhebungen im Stadtgebiet von 
2008 haben u. a. ergeben, dass sich von sechs Zoogeschäften und zwei 
Zoo-Fachmärkten mit zusammen ca. 3.000 m² Verkaufsfläche (VF) weniger 
als 10% im Innenstadtbereich befinden. Ein vergleichbares Verhältnis gilt in 
etwa für die mit ca. 1.700 m² VF innerhalb von Kaufhäusern, Bau-
/Gartenmärkten und Verbrauchermärkten vorhandenen Tierfutter- und Heim-
tierbedarfsabteilungen. Dieser Sachverhalt und die Tatsache, dass im Ge-
ltungsbereich des Bebauungsplanes bereits ein großflächiger Einzelhan-
delsbetrieb mit dieser Warengruppe vorhanden ist, lassen in diesem Einzel-
fall negative Auswirkungen auf die Braunschweiger Einzelhandelsstruktur 
durch die mögliche Ansiedlung eines zusätzlichen Marktes im Geltungsbe-
reich nicht erwarten. 


Gewerbebetriebe gemäß § 8 BauNVO sowie untergeordnete Serviceeinrich-
tungen in Verbindung mit Betrieben sind ausnahmsweise und im unter-
geordneten Maße ebenfalls zulässig. Langfristig kann damit eine nachhaltige 
Entwicklung des Standortes gesichert und für den Fall der Aufgabe von Ein-
zelhandelsbetrieben Alternativnutzungen ermöglicht werden. In diesem Sin-
ne werden ausnahmsweise auch Diskotheken bis zu 1.500 m² BGF vom 
Ausschluss der Vergnügungsstätten ausgenommen und Anlagen für sportli-
che Zwecke bis 1.500 m² BGF, jeweils insgesamt bezogen auf das gesamte 
Sondergebiet, zugelassen. Die gewählten Größenordnungen ermöglichen 
einen unter heutigen Flächenanforderungen wirtschaftlichen Betrieb solcher 
Einrichtungen.  
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Sonstige Arten der baulichen Nutzung  
Die Verkehrsflächen der A 391 werden im Rahmen der Anpassung an über-
geordnete Planungen nachrichtlich übernommen.  
 
Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Damit soll eine 
stadtgestalterische Überformung des Straßenzugs durch Fremdwerbeanla-
gen vermieden werden. Zulässig ist aber nach wie vor die Werbung in eige-
ner Sache durch die vor Ort vertretenen Betriebe. 
 
Die im Bebauungsplan WI 17 festgesetzte öffentliche Grünfläche im Bereich 
A 391 / Theodor-Heuss-Straße wird übernommen. Der Erhalt der im WI 17 
festgesetzten, aber nie realisierten öffentlichen Grünfläche am südlichen 
Ende der Frankfurter Straße entspricht nicht mehr den heutigen städtischen 
Zielen der Grünordnung und fällt daher weg.  
 


5.2 Maß der baulichen Nutzung


Um die Bebauung städtebaulich sinnvoll und verträglich in den Stadtteil zu 
integrieren, trifft der Bebauungsplan Festsetzungen hinsichtlich der zulässi-
gen Grundflächenzahl, der Geschossflächenzahl und der zulässigen Ge-
schossflächen, der Zahl der Vollgeschosse sowie der zulässigen Höhe der 
baulichen Anlagen. Durch diese Festsetzungen wird das Maß der baulichen 
Nutzung hinreichend bestimmt. 


 
 


 
5.2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 


 
Die in den Gewerbegebieten festgesetzte GRZ von 0,7 entspricht dem im 
bestehenden Bebauungsplan WI 17 festgesetzten Wert. Auf den meisten 
Grundstücken liegt die GRZ des Baubestandes unter diesem Wert.  
 
Im Sondergebiet SO wird die GRZ auf 0,6 reduziert, um eine gleichmäßige 
Verteilung der Einzelhandelsbetriebe auf alle Sondergebietsflächen zu ge-
währleisten. Andernfalls wäre es möglich, dass ein Grundstückseigentümer 
seine Verkaufsflächengrößen deutlich über das bestehende Maß hinaus an-
hebt. Ein großzügiger Ausbau der Verkaufsflächengröße ist für diesen 
Standort nicht vorgesehen und wird auf diese Weise auf den Bestand mit 
vertretbaren Erweiterungsmöglichkeiten begrenzt.  
Durch die textlich festgesetzten Überschreitungsmöglichkeiten der GRZ mit 
den gemäß Punkt II 1.1 der textlichen Festsetzungen ausnahmsweise zuläs-
sigen Nutzungsarten (Gewerbe usw.) bis auf 0,7 wird die gleiche Flächen-
ausnutzung wie bisher sichergestellt und zugleich auf den Grundstücken die 
Möglichkeit zusätzlicher Nutzungsarten gesichert. 
 
Weitere Überschreitungsmöglichkeiten der GRZ bestehen durch Stellplätze, 
Garagen und ihre Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und 
baulichen Anlagen unterhalb der Geländeroberfläche, jedoch nur bis 0,85, 
um eine den Sanierungszielen entsprechende ausreichende Durchgrünung 
des Sondergebietes zu erreichen. 
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5.2.2 Geschossflächenzahl (GFZ), Baumassenzahl (BMZ) 


 
Bei der im Sondergebiet SO (insgesamt ca. 64.000 m²) zeichnerisch festge-
setzten GFZ von 0,6 sind insgesamt etwa 38.400 m² Bruttogeschossfläche 
für Einzelhandel nutzbar. Da der Gebäudebestand bei ca. 32.000 m² BGF 
liegt, sichert die festgesetzte GFZ den Status quo an Einzelhandelsflächen 
und lässt gleichzeitig im verträglichen Maße noch Erweiterungsflächen am 
Standort Stobwasserstraße zu.  
 
Zur Umsetzung der ausnahmsweise zulässigen gewerblichen Nutzungen, 
und Anlagen für sportliche Zwecke wurde die Möglichkeit der Überschreitung 
der zulässigen GFZ auf 1,0 durch vorgenannte Gewerbenutzungen festge-
setzt. 
 
Um die Funktionsfähigkeit der Braunschweiger Innenstadt und der Nahver-
sorgungszentren sicherzustellen, werden entsprechend des Zentrenkon-
zepts Einzelhandel Beschränkungen für das Warensortiment festgesetzt. 
Durch die Festsetzung von Rand- und Freisortimenten wird den Einzelhan-
delsbetrieben im untergeordneten Maße eine Auflockerung des Kernsorti-
ments zugebilligt. Insgesamt, das heißt auch bei Rand- oder Freisortimen-
ten, sind die zentrenrelevanten Warensortimente ausgeschlossen. 
 
Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind entsprechend § 20 (3) BauNVO 
Flächen in anderen Geschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden 
Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände ganz mitzurech-
nen. 
 
Die im bestehenden Bebauungsplan WI 17 festgesetzte Baumassenzahl 
von 6,0 wird nicht übernommen, da diese Festsetzung eine nicht gewünsch-
te und dem städtebaulichen Bild des Straßenraums Frankfurter Straße nicht 
entsprechende Höhenentwicklung ermöglicht. Die bislang zulässige Bau-
massenzahl kann auch mit den neuen Festsetzungen erreicht und sogar 
übertroffen werden.  
 


5.2.3 Höhen baulicher Anlagen 
 
Die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird auf 12,0 m be-
schränkt. Bezugspunkt ist dabei jeweils die Höhe der angrenzenden Stra-
ßenverkehrsfläche.  
 
Die Regelungen dienen der städtebaulichen Einpassung der Gebäude in die 
Umgebung. Durch die Festsetzung ist gewährleistet, dass sich die künftigen 
Gebäude in die Höhenentwicklung der Umgebung einfügen und eine dem 
gewerblichen Charakter angemessene Gebäudehöhe erreicht werden kann, 
die dem jetzigen Gebäudestand meist noch eine Erweiterungsmöglichkeit 
einräumt, ohne jedoch das von der Autobahn erkennbare Ortsteilbild bzw. 
das Straßenbild in der Frankfurter Straße negativ zu beeinflussen.  
 
Im Sinne einer flexiblen Handhabung ist eine Überschreitung der Gebäude-
höhe durch technische Anlagen um maximal 2 m ausnahmsweise zulässig. 
Damit die Rückseiten von Werbeanlagen den Straßenraum nicht zusätzlich 
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in seiner Erscheinung beeinträchtigen, dürfen Werbeanlagen die Gebäude-
höhe nicht überschreiten. Zur Wahrung der Maßstäblichkeit der Umgebung 
sind Fahnenmasten maximal bis zu einer Höhe von 9,00 m zulässig. 
 


5.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise


Die im bestehenden Bebauungsplan WI 17 festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen müssen im Sinne der Anpassung des Bebauungsplanes 
an die Ziele der Raumordnung (§ 1 Abs. 4 BauGB) entlang der A 391 redu-
ziert werden. Nach der Hochstufung der ehemaligen Bundesstraße 4 zur Au-
tobahn 391 ist im Sinne des § 9 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) nach 
Maßgabe der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Ver-
kehr (NLStBV) ein Bereich von mind. 23,0 m gemessen vom äußeren Rand 
der befestigten Fahrbahn von Hochbauten freizuhalten. Dieser Wert setzt 
sich aus den bislang bei Baugenehmigungen von der NLStBV geforderten 
20 m Abstand zuzüglich Erweiterungsmöglichkeiten für eine Standspur von 
3,0 m zusammen. Die bereits bestehenden zulässigerweise errichteten bau-
lichen Anlagen genießen Bestandsschutz.  


 
 


 
In der Regel wird im Geltungsbereich ein Abstand der Baugrenzen von 
3,0 m zu den öffentlichen Verkehrsflächen eingehalten. Dies verschiebt die 
bestehenden Baugrenzen näher an die Frankfurter Straße und die Theodor-
Heuss-Straße. Die bestehenden Baugrenzen wurden in der Vergangenheit 
bereits mehrfach erheblich überschritten, insofern werden die überbaubaren 
Grundstücksflächen dem tatsächlichen Bestand angepasst. Die ursprünglich 
im WI 17 entlang der Frankfurter Straße festgesetzten privaten Grünflächen 
wurden nicht umgesetzt und entfallen zum großen Teil.  
 
Einschränkend sind die Errichtung von Stellplätzen, Nebenanlagen gemäß 
§ 14 BauNVO auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sowie bauli-
che Anlagen, die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können, nicht zulässig. Einzige Ausnahme ist der 
Bereich der Bauverbotszone, wo unter der Voraussetzung der Zustimmung 
der zuständigen Straßenbaubehörde bauordnungsrechtlich nicht notwendige 
Stellplätze errichtet werden dürfen. 
 
Festsetzungen zur Bauweise sind städtebaulich nicht erforderlich. 
 


5.4 
 
Stellplätze und Garagen 


Stellplätze und Garagen sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen unterzubringen. 
 


5.5 Öffentliche Verkehrsflächen


5.5.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
 


 
 


Das Plangebiet ist an den innerstädtischen ÖPNV durch Buslinien hinrei-
chend angeschlossen. Hinzu kommt der Haltepunkt Fabrikstraße für regio-
nale Buslinien. Ein zusätzlicher Bedarf wird durch die Planungen im Ge-
ltungsbereich nicht ausgelöst. Jedoch ist vorgesehen, die Haltestelle "Otto-
von-Guericke-Straße" im Bereich der Theodor-Heuss-Straße auszubauen. 
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Hierfür muss der bestehende Fuß- und Radweg nördlich verlagert werden. 
Dabei werden versiegelte Flächen des in privatem Eigentum befindlichen 
Grundstücks Frankfurter Straße 232 und 234 in Anspruch genommen, die im 
bestehenden Bebauungsplan als Verkehrsfläche festgesetzt werden. 
 


5.5.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 
 
Die im bestehenden Bebauungsplan WI 17 festgelegten Straßenverkehrs-
flächen für die Frankfurter Straße, die Theodor-Heuss-Straße und die Auto-
bahn 391 werden zum größten Teil übernommen.  
 
Die Stobwasserstraße wird in einigen Bereichen verändert festgesetzt. Die 
im ursprünglichen Bebauungsplan WI 17 bislang westlich festgesetzte, in 
Nord-Süd-Richtung laufende Verlängerung der Stobwasserstraße ein-
schließlich Wendehammer entfallen. Stattdessen wird der Bebauungsplan 
an den tatsächlichen Ausbauzustand angepasst und ein Wendebereich am 
westlichen Ende im Bereich der Stobwasserstraße 2 festgesetzt. 


 


Zur er-
satzweisen Sicherung der Erschließung der rückwärtigen Grundstücke wird 
ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (s. a. Punkt 5.10) festgesetzt. 


 


Im Interesse einer sicheren und geordneten Abwicklung des Verkehrs auf 
der Frankfurter Straße wird entlang der Frankfurter Straße ein Ein- und Aus-
fahrtverbot festgesetzt. Eine Erhöhung der Zahl der Zufahrten lässt Behinde-
rungen des Verkehrsflusses befürchten. Die Erschließung soll soweit mög-
lich über die dafür vorgesehene und insbesondere mit einer Ampelanlage 
ausgebaute Stobwasserstraße erfolgen. Einzige Ausnahme ist eine Zu- und 
Abfahrt südlich der Frankfurter Straße 243, da dieser Bereich sonst nur mit 
einem großen Umweg über die Stobwasserstraße und die dazwischen lie-
genden Grundstücke zu erreichen wäre. Das Grundstück Stobwasserstra-
ße 1 wurde bislang über die Stobwasserstraße erschlossen. Die bestehende 
Zufahrt von der Frankfurter Straße zum Grundstück Frankfurter Straße 246 
hat Bestandschutz, wird aber zukünftig über die bestehenden beiden Zufahr-
ten von der Stobwasserstraße aus abzuwickeln sein. Verkehrsbezogene 
Notwendigkeiten hier Zu- und Abfahrten neu zuzulassen, sind nicht erkenn-
bar. 


Im Interesse einer sicheren Verkehrsabwicklung werden entlang der Frank-
furter Straße ein Ein- und Ausfahrtverbot festgesetzt. Die Erschließung soll 
soweit möglich über die dafür vorgesehene Stobwasserstraße erfolgen. Zur 
Erschließung der rückwärtigen Grundstücke wird auf 5.10 verwiesen.  
 


5.5.3 Fuß- und Radverkehr 
 
Es sind im ausreichenden Maße Fuß- und Radwege im Straßenraum vor-
handen. Erweiterungen sind nicht vorgesehen.  
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5.6 


 


Grünordnung, Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 


Zusammenhängende Grünstrukturen sind im Geltungsbereichs lediglich als 
Straßenbegleitgrün parallel der A 391 und in der Stobwasserstraße sowie in 
Form eines kleinen Wäldchens südlich der Theodor-Heuss-Straße vorzufin-
den. 
 
Grünordnerisch wird zwei Gestaltungszielen gefolgt. Zum einen wird die Ge-
staltungsidee des Bebauungsplanes WI 17 berücksichtigt, die vorsah, das 
dort festgesetzte Industriegebiet durch die Anlage von Grünflächen zum öf-
fentlichen Raum hin abzuschirmen. Zum anderen wird dem stadtgestalteri-
schen Ziel der Fortführung von Baumpflanzungen entlang des Wilhelmini-
schen Ringes gefolgt, der sukzessive gleichartig mit Linden ausgestattet 
werden soll. Eine Verbesserung der Freiraum-/Freiflächensituation im Plan-
geltungsbereich erfolgt dabei auch im Sinne des Sanierungsauftrages Sozia-
le Stadt. 
 
Mit den grünordnerischen Festsetzungen soll vor allem die Gestaltqualität 
der breit dimensionierten Straßenräume Frankfurter Straße und Theodor-
Heuss-Straße aufgewertet werden. Hierzu werden straßenbegleitend Flä-
chen zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern bzw. Einzelbaumstan-
dorte festgesetzt. Durch die Reduzierung auf randliche Begrünungsmaß-
nahmen wird die bauliche Nutzbarkeit der Grundstücke kaum minimiert, ein 
Wertverlust der Grundstücke wird somit vermieden. Vorhandene bauliche 
Anlagen, die den festgesetzten Maßnahmen ggf. widersprechen würden, 
besitzen Bestandsschutz.  
 
Freiflächen mit Aufenthalts-/ Erholungsqualität werden nicht vorgesehen, da 
mit Ausnahme weniger Bestandsgebäude im Süden des Plangebietes keine 
Wohnnutzung vorhanden oder geplant ist. 
 


5.6.1 Grünordnung  
 
Die vorgesehenen Festsetzungen regeln vor allem den Flächenanteil und 
die Qualität von privaten Grünflächen und Anpflanzbindungen. Dabei wird 
der vorgegebene Grünflächenanteil von 15 % je Grundstück auf ein für 
Braunschweiger Gewerbegebiete und vergleichbare Bereiche übliches Maß 
festgesetzt. 
 
Die Verringerung der Gesamtgröße der bislang festgesetzten öffentlichen 
und privaten Grünflächen ist eine Anpassung an die bauliche Entwicklung 
bis heute. Ein Großteil der festgesetzten Grünflächen entlang der Autobahn 
wurde nie umgesetzt oder steht noch heute für eine Realisierung nicht zur 
Verfügung. Eine Beibehaltung dieser Flächen, beispielsweise innerhalb oder 
am unmittelbaren Rand der Verkehrsflächen entspricht auf Grund des sehr 
geringen Naturschutz- und Erholungswertes nicht mehr den städtischen 
Entwicklungszielen. 
 
Die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen erfüllen sowohl ökologi-
sche als auch städtebauliche Funktionen. Die Maßnahmen wurden in den 
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Kapiteln 4.5 und 4.6 bereits beschrieben und ihre Wirkung für Vermeidung 
und Minimierung von Eingriffen bewertet. 
 


Das vorhandene „Wäldchen“ südlich der Theodor-Heuss-Straße wird durch 
Festsetzung als öffentliche Grünfläche dauerhaft gesichert. Der Grünbe-
stand geht nördlich darüber bis zum Theodor-Heuss-Straße hinaus. Dieser 
kleine Teilbereich der bisherigen Straßenverkehrsfläche Theodor-Heuss-
Straße wird absehbar auch zukünftig nicht als Straßenerweiterungsfläche 
gebraucht und daher zur Sicherung des Grünbestandes zusätzlich als öf-
fentliche Grünfläche ausgewiesen. 


Öffentliche Flächen 


 


Grundsätzliches städtisches Ziel ist es, auch relativ hoch verdichtete Gewer-
begebiete oder auch Sondergebiete durch eine angemessene Grüngestal-
tung aufzuwerten und städtebaulich einzubinden. Durch die Festsetzung ei-
nes Mindestmaßes an Begrünung von 15% in Kombination von randlichen 
Anpflanzungsfestsetzungen im Sondergebiet Handel (die auf den prozentua-
len Anteil anrechenbar sind) kann eine angemessene Be- bzw. Durchgrü-
nung des Plangebietes erzielt werden. Damit wird ein Mindestmaß an gestal-
terisch und bedingt auch ökologisch wirksamen Freiflächen gewährleistet. 


Private Flächen 


 
Mit den Flächen für Anpflanzungen entlang der Stobwasserstraße und der 
Frankfurter Straße sollen einerseits der öffentliche Straßenraum gefasst und 
andererseits die Stellplatzflächen abgeschirmt werden. Um in den großflä-
chig dimensionierten Straßenraum der Frankfurter Straße hinreichend Ge-
staltungswirkung erzielen zu können, sind großkronige Laubbäume anzu-
pflanzen. Das Ziel einer gestalterischen Aufwertung wird durch Festsetzung 
von Einzelbaumstandorten beidseitig der Theodor-Heuss-Straße gestalte-
risch gesichert. 
 
Um eine Gliederung und angemessene Durchgrünung von Stellplatzflächen 
zu gewährleisten, wird für je 6 Stellplätze die Anpflanzung eines mindestens 
mittelkronigen Laubbaumes festgesetzt. Die Bäume sind in die Stellplatzan-
lage zu integrieren. 
 


Die festgesetzte Pflanzqualität (Mindeststammumfang) für anzupflanzende 
Bäume stellt einen Kompromiss zwischen zeitnaher Erreichung der ge-
wünschten ökologischen und gestalterischen Wirkung und guter An-
wuchsgarantie dar. 


Öffentliche und private Flächen 


 
Mit der zeitlichen Bindung für die Umsetzung der Anpflanzungen und sonsti-
gen Begrünungsmaßnahmen soll erreicht werden, dass die Gestaltwirkung 
der Bepflanzung zeitnah erzielt wird. 
 


5.6.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft,  
 
Das unter Berücksichtigung der eingriffsminimierenden und ausgleichenden 
Wirkung aller Grünordnungsmaßnahmen auf den privaten Flächen im Bau-
gebiet verbleibende Ausgleichsdefizit wird durch die vorgesehenen Festset-
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zungen des WI 74 insgesamt ausgeglichen. Gesonderte Maßnahmen sind 
daher nicht vorzunehmen. 
 
 


5.7 Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes


5.7.1 Schallimmissionen: 


 
 


Aus Gründen des Immissionsschutzes ist die Festsetzung von Misch- oder 
Kerngebieten oder gar eines Wohngebietes zur planungsrechtlichen Siche-
rung der isoliert bestehenden Wohnbebauung an der Frankfurter Straße 
kaum möglich und auch nicht planerisches Ziel. 
 
Aufgrund der in Kapitel 4.5.6 (‚Lärm’) dargestellten Schallimmissionen sind 
Lärmschutzmaßnahmen zu treffen, da die Orientierungswerte gemäß DIN 
18005 ‚Schallschutz im Städtebau’ in weiten Teilen des Plangebietes deut-
lich überschritten werden. 
 
Durch den Straßenverkehr kommt es zu deutlichen Überschreitungen der 
Orientierungswerte eines Gewerbegebietes tags und nachts.  
 
Die Durchführung sonstiger aktiver Maßnahmen zum Schutz vor Schallim-
missionen kann nur seitens des Baulastträgers der BAB A 391 durchgeführt 
werden. Daher verbleibt für die Stadtverwaltung lediglich die Festsetzung 
geeigneter Schalldämmung von Außenbauteilen (passiver Schallschutz) so-
wie die Orientierung von schutzbedürftigen Räumen in die weniger belastete 
Richtung zur Frankfurter Straße. 
 
Innerhalb des Geltungsbereichs sind als maßgebliche Außenlärmpegel 
68 dB(A) bis 84 dB(A) ermittelt worden. Diese ergeben sich aus den um 
3 dB erhöhten Verkehrsimmissionen gemäß DIN 4109. Entsprechend wer-
den folgende Lärmpegelbereiche (LPB) nach DIN 4109 ‚Schallschutz im 
Hochbau’, Tabelle 8 gekennzeichnet: 
 
Maßgeblicher Außenlärmpegel Lärmpegelbe-


reich 
66 – 70 dB(A)  IV 


71 – 75 dB(A)  V 


76 – 80 dB(A) VI 


> 80 dB(A)  VII 


 
Das daraus resultierende erforderliche Bauschalldämm-Maß R’w, res ist je 
nach Gebäudenutzung unterschiedlich. Differenziert wird zwischen Auf-
enthaltsräumen in Wohnungen, Übernachtungsräumen in Beherbergungs-
stätten und Unterrichtsräumen sowie Büroräumen (s. DIN 4109, Tabelle 10). 
Besondere Anforderungen an das Schalldämm-Maß von Außenbauteilen 
von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm auf Grund der in den 
Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum In-
nenraumpegel leistet (z.B. Produktionsräume), bestehen nicht.  
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Folgende Schalldämm-Maße der Außenbauteile ergeben sich aus vorge-
nannten Lärmpegelbereichen (LPB): 
 
LPB R’w, res Wohnräume u. ä. R’w, res Büroräume  
IV 40 dB(A)  35 dB(A)  


V 45 dB(A)  40 dB(A)  


VI 50 dB(A) 45 dB(A) 


VII  - siehe Tab. 8 DIN 4109 50 dB(A) 


 
Um die geforderten Schalldämmmaße einhalten zu können, sind im gesam-
ten Gewerbegebiet Fenster mit entsprechender Schallschutzklasse gemäß 
VDI 2719 in Verbindung mit Tab. 10 der DIN 4109 einzubauen. Eine exakte 
Bestimmung der Schallschutzklasse muss im Rahmen der Objektplanung er-
folgen. 
 
Fenster werden jedoch nur in geschlossenem Zustand entsprechend ihrer 
Schallschutzklasse wirksam. Gekippte Fenster, egal welcher Schallschutz-
klasse, weisen ein Schalldämm-Maß von nur etwa 15 dB auf. Um einen un-
gestörten Nachtschlaf zu sichern, ist entsprechend bei Immissionswerten 
von mehr als 45 dB(A) die Lüftung von Schlafräumen bzw. zum Schlafen 
geeigneten Räumen unabhängig von geöffneten Fenstern zu sichern. Da im 
Plangebiet nächtliche Schallimmissionen von 58 – 77 dB(A) ermittelt wur-
den, wird entsprechend der Einbau kontrollierter Be- und Entlüftungsanlagen 
für diese Räume vorgesehen.  
 


5.7.2 Lufthygiene: 
 
Festsetzungen zur Lufthygiene wurden nicht getroffen, nachdem eine weite-
re Verschlechterung der Luftbelastungssituation durch die Durchführung 
nicht erkenntlich ist. Die gesamtstädtisch notwendigen Verbesserungsmaß-
nahmen können nur in der Verbindung lokaler, städtischer und regionaler 
Entlastungsmaßnahmen konzeptioniert, bestimmt und durchgeführt werden. 
 


5.8 
 
Gestaltungsvorschriften 


Unter Wahrung der Grundsätze einer geordneten städtebaulichen Entwick-
lung und im Sinne allgemeiner städtebaulicher Sanierungsziele bestehen im 
Rahmen dieser Gestaltungsvorschrift ausreichende Variationsmöglichkeiten, 
um den unterschiedlichen Gestaltungswünschen von künftigen Bauherren 
Rechnung tragen zu können. 
 


5.8.1 Geltungsbereich und Anlass 
 
Der Geltungsbereich der Gestaltungsvorschriften umfasst den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplan WI 74. 
 
Die Verwendung von Gestaltungsvorschriften dient der Regulierung von 
Werbeanlagen und Einfriedungen im Straßenraum.  
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5.8.2 Werbeanlagen 
 
Ein wesentliches Ziel der Stadterneuerung ist die Verbesserung der städte-
baulich-gestalterischen Qualität bei Umgestaltungen, Neuansiedlungen oder 
Nutzungsänderungen. Besonders im Bereich der Frankfurter Straße 232 
wirkt der Straßenraum stadtgestalterisch besonders durch einen bereits be-
stehenden Großbildschirm nachhaltig gestört. Die Gestaltungsvorschriften 
sind geeignet, die Ansiedlung von weiteren Werbeanlagen, die das Straßen-
bild nachhaltig stören (z. B. Filmwände, CityLightBoard, Lauflichtbänder 
usw.), zu verhindern. 
 


5.8.3 Einfriedungen 
 
Da auch Einfriedungen eine wesentliche Wirkung auf den öffentlichen Raum 
aufweisen, werden sie im Sinne eines harmonischen Straßenbildes (keine 
Kunststoffe, Glas usw.) in der Materialwahl beschränkt. Zur potentiellen Er-
höhung des Grünanteils im Plangebiet werden zusätzlich auch Hecken zu-
gelassen. 
 


5.8.4 
 
Ordnungswidrigkeiten  


Der Hinweis auf Ordnungswidrigkeiten ist durch die Niedersächsische Bau-
ordnung begründet. 
 


5.9 Weitere technische Infrastruktur


 


 
 
Gesamtstädtisch bedeutende Leitungen liegen im Geltungsbereich nicht vor. 
Der südliche Geltungsbereich wird von einer 110-kV-Leitung durchquert. 
Hier ist ein Schutzbereich von 30,0 m beidseitig der Leitung festgelegt. Die 
geplanten Festsetzungen berühren diesen Schutzbereich nicht, da sich hier 
ohnehin gemäß FStrG von Bebauung freizuhaltende Flächen befinden. 
 
Weiterhin befinden sich im Geltungsbereich u. a. Telekommunikations-, Ver-
sorgungs- und Entsorgungsleitungen, die jedoch durch die Änderung des 
Bebauungsplanes nicht negativ betroffen werden. 


Neubauten für öffentliche Entwässerungsanlagen sind nicht vorgesehen. 
 


5.10 


Um die Sicherung der Erschließung der zurückliegenden Grundstücke auch 
bei einer Veränderung der Eigentümerstruktur zu gewährleisten, werden 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zugunsten der anliegenden Grundstücksei-
gentümer, der Ver- und Entsorgungsbetriebe und der Stadt Braunschweig 
festgesetzt. 


Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 


 
 


6 Gesamtabwägung 
 
Mit dem Bebauungsplan "Stobwasserstraße", WI 74 wird in der Umsetzung 
der Sanierungsziele das städtische Gesamtziel einer Konkretisierung des 
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Zentrenkonzeptes Einzelhandel im Teilbereich der westlichen Frankfurter 
Straße erreicht.  
 
Der Bebauungsplan "Stobwasserstraße", WI 74 ersetzt den bislang rechts-
kräftigen Bebauungsplan WI 17 aus dem Jahr 1966. Dieses ist erforderlich, 
da nach den bisherigen Festsetzungen insbesondere der großflächige Ein-
zelhandel mit zentrenrelevanten Warensortimenten nicht im Sinne des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel der Stadt Braunschweig steuerbar ist. Die Stadt 
Braunschweig hat mit einem Aufstellungsbeschluss zur Änderung des Be-
bauungsplanes WI 17 im Hinblick auf das Zentrenkonzept reagiert. Nach-
dem sich dem Zentrenkonzept Einzelhandel entsprechende Einzelhandels-
unternehmen angesiedelt hatten, ruhte das weitere Bebauungsplanverfah-
ren. Im Zuge einer Neuordnung wurde das Verfahren wieder aufgenommen. 
 
Die weitere Ansiedlung industriegebietstypischer Unternehmen im Geltungs-
bereich des bestehenden Bebauungsplanes WI 17 wurde bislang nicht um-
gesetzt und entspricht zusätzlich nicht mehr den städtebaulichen Zielen für 
diesen Teil Braunschweigs. Wesentliche Nachteile für bestehende Unter-
nehmen sind nicht erkennbar. Der Ausschluss der bislang planungsrechtlich 
zulässigen Einzelhandelsunternehmen mit zentrenrelevanten Warensorti-
menten kann im Einzelnen zu geringeren wirtschaftlichen Erträgen führen. 
Hier wird jedoch der Umsetzung des gesamtstädtisch positiv wirkenden 
Zentrenkonzeptes Einzelhandel Vorrang gewährt. Das private Interesse ei-
ner alleinigen Maximierung von Wirtschaftserträgen auf den Grundstücken 
muss hier hinter den gesamtstädtischen Belangen funktionierender Nahver-
sorgungsbereiche sowie der Sicherung der Citykerns als Einzelhandels- und 
Dienstleistungsschwerpunkt des Oberzentrums Braunschweig zurückstehen. 
Außerdem wurde das mögliche Nutzungsspektrum im Sondergebiet Handel 
zugunsten der Grundstückseigentümer mit einem höheren Gewerbeanteil 
erweitert. Damit ist eine zumutbare und hinreichende Wirtschaftlichkeit bei 
der Grundstücksnutzung gewährleistet. 
 
Eine Sicherung der bestehenden Wohnnutzung entspricht auf Grund der 
Lage zwischen Autobahn und Gewerbegebieten und den damit nicht einzu-
haltenden Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse nicht den städte-
baulichen Zielen. Die bestehenden Wohngebäude sind jedoch unverändert 
bestandsgeschützt. Hier ergibt sich kein Nachteil aus den Festsetzungen 
des neuen Bebauungsplans "Stobwasserstraße", WI 74, da dieser Bereich 
bislang als Industriegebiet ausgewiesen war. 
 
Aus den genannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene 
Planung mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, den sozialen, 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwor-
tung gegenüber künftigen Generationen vereinbar und gewährleistet eine 
dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodenordnung. Ins-
besondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse, die Bedürfnisse der Bevölkerung, die Eigentumsbildung, 
die Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Belange des Umwelt-
schutzes im Rahmen der Planung gerecht gegeneinander abgewogen wor-
den. 
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7 Zusammenstellung wesentlicher Daten 
 
7.1 Geltungsbereich 


Gesamtgröße des Geltungsbereiches:   ca. 14,82 ha 


 
 


 


Sondergebiet SO Handel:    ca. 62.200 m² 
davon: 


 
Gewerbegebiet:       ca. 29.250 m² 
 
Straßenverkehrsfläche:     ca. 17.170 m² 
 
Autobahn 391 als nachrichtlicher Übernahme  ca. 38.780 m² 
 
Grünflächen:           ca. 810 m² 
 
 


8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen


Bauliche Maßnahmen sind nur im Zuge des geplanten Ausbaus der an der 
westlichen Seite der Frankfurter Straße liegenden Haltestelle Otto-von-
Guericke-Straße durchzuführen. 


 
 


 
8.2 Kosten und Finanzierung


8.2.1 Grunderwerb 
 


 
 


Grunderwerb ist lediglich im Bereich der geplanten Bushaltestelle im Kreu-
zungsbereich Frankfurter Straße/Theodor-Heuss-Straße erforderlich. Die 
Grunderwerbskosten betragen zurzeit ca. 80.000 €. 
 


8.2.2 Straßenbau 
 
Straßenbaumaßnahmen als unmittelbare Folge des Bebauungsplanes sind 
nicht vorgesehen. Nach grober Schätzung sind Baukosten in Höhe von ca. 
70.000 € zu berücksichtigen.  
 


8.2.3 Öffentliche Grünflächen 
 
Veränderungen hinsichtlich der Bepflanzung in der bestehenden und ver-
bleibenden öffentlichen Grünfläche sind nicht vorgesehen, daher entstehen 
keine Kosten. 
 


8.2.4 Ausgleichsmaßnahmen 
 
Kosten für Ausgleichsmaßnahmen entstehen nicht. 
 


8.2.4 Entwässerung 
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Alle Grundstücke verfügen bereits über entsprechende Entwässerungsanla-
gen. Kosten entstehen somit nicht. 
 
 


9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundlage bilden soll 
 
Bodenordnende Maßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 


10 Außer Kraft tretende Bebauungspläne 
 
Mit der Rechtskraft des Bebauungsplanes mit Gestaltungsvorschrift "Stob-
wasserstraße", WI 74 wird der Bebauungsplan WI 17 ganzflächig überlagert 
und insoweit außerkraftgesetzt. 
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		3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

		4 Umweltbericht

		5 Begründung der Festsetzungen

		6 Gesamtabwägung

		7 Zusammenstellung wesentlicher Daten

		8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes
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 Anlage 5  
 Stand: 04.11.2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Stobwasserstraße  WI 74 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 (2) 
BauGB im Zeitraum: 04. September 2009 bis 05. Oktober 2009 sowie der Stellung-
nahmen der erneuten Beteiligung der Betroffenen gemäß § 4a (3) BauGB im Zeit-
raum vom 07.10.2009 bis 26.10.2009. 
 
 
Stellungnahme Nr. 1: 
Hornbach-Baumarkt AG, 
Hornbachstraße 11, 76879 Bonn 
Schreiben vom 5. Oktober 2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


Wir haben den ausgelegten Entwurf des Be-
bauungsplanes „Stobwasserstraße“ geprüft. 
Zu dem Entwurf nehmen wir wie folgt Stel-
lung: 
 


 


1. Wie sich aus dem Bebauungsplanentwurf 
ergibt, ist für unser Grundstück in der 
Stobwasserstraße eine Ausweisung als 
Sondergebiet für großflächige Einzelhan-
delsbetriebe vorgesehen. Zulässig sind in 
diesem Bereich Einzelhandelsbetriebe mit 
den in den textlichen Festsetzungen im 
Einzelnen aufgeführten sogenannten „An-
gebotssektoren“. Wie sich aus Ziffer 2.2.1 
(jeweils Buchstabe c) der textlichen Fest-
setzungen ergibt, sind dabei bestimmte 
Warengruppen von vorne herein ausge-
schlossen. 


 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  


Für diesen generellen Ausschluss be-
stimmter Warengruppen besteht keine 
planungsrechtliche Notwendigkeit. Zu-
nächst einmal wird nur für eine Waren-
gruppe – nämlich Lebensmittel - über-
haupt versucht, eine Begründung für den 
Ausschluss zu geben. Insoweit wird auf 
uns nicht bekanntes Gutachten verwiesen, 
das wohl im Kern zu dem Ergebnis 
kommt, die Zulassung eines Lebens-
mittelbetriebes im Plangebiet könne die 
Schließung eines bestehenden Lebens-
mittelmarktes am Frankfurter Platz zur 
Folge haben. Der beabsichtigte Aus-
schluss von Lebensmittelbetrieben im 
Plangebiet verfolgt also im Grunde das 
Ziel, den Bestand eines an anderer Stelle 
befindlichen Betriebs zu schützen, was 
aber planungsrechtlich nicht zulässig ist. 
Im Übrigen: Mit den Folgen, wenn der am 


Die Aufstellung des Bebauungsplanes WI 74 
dient in erster Linie der Umsetzung der Sa-
nierungsziele, die unter anderem auf den 
planerischen Vorgaben des Zentrenkonzep-
tes Einzelhandel aufbauen. Dabei handelt es 
sich um ein vom Rat der Stadt Braunschweig 
beschlossenes Konzept zur Sicherung zent-
renrelevanter Warensortimente einschließlich 
der Nahversorgung im Citybereich und in den 
Stadtteilzentren Braunschweigs. Das Zent-
renkonzept Einzelhandel beschäftigt sich 
umfassend und abschließend mit der Zent-
renrelevanz von Warensortimenten, insbe-
sondere Lebensmittel, im Stadtgebiet Braun-
schweig und wird daher als Planungsvorgabe 
im Punkt 4.3 der Begründung ausdrücklich 
genannt.  
Der Ausschluss von Lebensmittelbetrieben 
dient nicht dem, ohnehin unzulässigen, Kon-
kurrentenschutz anderer Betriebe, sondern 
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Frankfurter Platz befindliche Lebensmit-
telmarkt von sich aus seinen Betrieb auf-
gibt, setzt sich die Begründung des Be-
bauungsplanes nicht auseinander. Richti-
gerweise sollte vor diesem Hintergrund in 
den textlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplanes eine Regelung getroffen 
werden, die das Anbieten von Lebens-
mitteln im Sondergebiet nicht generell 
ausschließt, sondern von der Prüfung im 
Einzelfall abhängig macht. 


soll gewährleisten, dass sich Lebensmittel-
märkte nur innerhalb der wohnnahen Nah-
versorgungsbereiche des Westlichen Ring-
gebietes ansiedeln. Nur so kann eine wirkli-
che Nahversorgung der Wohnstandorte ge-
sichert werden. Auch eine Aufgabe des ge-
nannten Nahversorgers am Frankfurter Platz 
würde an der grundlegenden Absicht der 
Stadt Braunschweig nichts ändern.  
Die in der Stellungnahme angeregte Ände-
rung der textlichen Festsetzungen mit einer 
Öffnung der Warensortimente würde jedoch 
dem städtebaulichen Ziel der Vermeidung 
von Nahversorgungsbetrieben in nicht integ-
rierten Standorten entgegenstehen. Außer-
dem müssten im Sinne des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes alle anderen ähnlich gela-
gerten Standorte ebenfalls für Lebensmittel-
märkte geöffnet werden. 


  
Ähnlich sieht es auch im Hinblick auf den 
Ausschluss sonstiger Warengruppen aus. 
Der vorgesehene generelle Ausschluss 
trägt nämlich nicht dem Umstand Rech-
nung, dass die Angebotsstrukturen im 
Einzelhandel fortlaufend Veränderungen 
unterworfen sind. Bei allen heute typi-
scherweise in der Innenstadt angebotenen 
Warengruppen besteht keinerlei Garantie, 
dass diese auch noch in zwei oder drei 
Jahren innenstadtrelevant sind. Der Be-
bauungsplan berücksichtigt dies nicht. 
Statt einer hinreichend flexiblen Regelung 
des Ausschlusses bestimmter Waren-
gruppen im Plangebiet wird eine starre 
Ausschlussklausel vorgeschlagen, die 
schon in kurzer Zeit zu einer Artenschutz-
klausel für nicht überlebensfähige Ver-
triebsformen mutieren und damit einer 
sinnvollen Fortentwicklung von Angebots-
strukturen im Einzelhandel entgegenste-
hen könnte. 


Das 1989 ursprünglich beschlossene Zent-
renkonzept Einzelhandel wurde im Laufe der 
Jahre immer wieder überprüft und in einzel-
nen Punkten aktualisiert und angepasst. Im 
Großen und Ganzen ist die Struktur im 
Stadtgebiet Braunschweigs im Bezug auf die 
Zentrenrelevanz von Warensortimenten un-
verändert. Die vom Unternehmen angenom-
menen kurzfristigen Änderungen sind nicht 
erkennbar. 
Das Festhalten am Grundprinzip des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel, die zentrenrele-
vanten Warensortimente in den Ortsteilzent-
ren und im Stadtkern zu fördern und gleich-
zeitig außerhalb dieser Bereiche auszu-
schließen sowie Entwicklungsschwerpunkte 
für nicht zentrenrelevante Sortimente zu de-
finieren, trägt maßgeblich zur Erhaltung und 
Förderung der Attraktivität Braunschweigs 
als Einzelhandelszentrum in der Region bei. 
Die vom Unternehmen geforderte Flexibilisie-
rung käme einer Aufweichung des Prinzips 
mit entsprechenden negativen Folgen für die 
Zentren Braunschweig gleich, da dies im 
Sinne der Gleichbehandlung stadtweit aufzu-
nehmen wäre.  
 
Unabhängig davon wird bei sehr speziellen 
Warensortimenten auch jeweils eine Einzel-
fallprüfung durchgeführt, so dass einem Ant-
ragsteller für das Grundstück Stobwassers-
traße 1 bereits ein positiver Bauvorbescheid 
für zentrenverträgliche Sortimente erteilt 
wurde, die von den festgesetzten Standard-
sortimenten abweichen.  
 
Im Sinne der wirtschaftlichen Nutzung der 
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Grundstücke im Sondergebiet Handel wurde 
zusätzlich zu den Einzelhandelsnutzungen 
die Nutzungsbandbreite im untergeordneten 
Maße mit Gewerbe weiter geöffnet. Dies er-
gibt nach Ansicht der Stadt Braunschweig die 
Möglichkeit einer hinreichend wirtschaftlichen 
Nutzung des Areals. 


  
2. Für das Hornbachgrundstück sieht der 


Bebauungsplanentwurf zudem eine GRZ 
von 0,6 vor; eine Überschreitung u. a. mit 
Stellplätzen bis zu 0,85 ist dabei zulässig. 
Diese beiden Werte sind jeweils zu niedrig 
angesetzt, und zwar aus folgenden Grün-
den: 


Der Bebauungsplan WI 17 setzt eine Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,7 fest. Der neue 
Bebauungsplan WI 74 beschränkt lediglich 
die Einzelhandelsnutzung auf eine GRZ 0,6, 
kann aber etwa durch Gewerbenutzungen 
auf die bislang zulässige GRZ 0,7 erhöht 
werden. 


  
a) Wie in der Begründung des Be-


bauungsplanentwurfs ausgeführt, lag 
die nach dem bisherigen Bebauungs-
plan zulässige GRZ bei 0,7. Zur Be-
gründung der Reduktion auf 0,6 füh-
ren Sie aus, die Reduzierung ermögli-
che eine gleichmäßige Verteilung der 
Einzelhandelsbetriebe auf alle Son-
dergebietsflächen. Diese Begründung 
ist jedoch wenig einleuchtend. Wie 
eine Verteilung der Sondergebietsflä-
chen erfolgen soll, wenn im Bereich 
des künftigen Sondergebietes bereits 
mehrere großflächige Einzelhandels-
betriebe angesiedelt sind – deren Be-
stand durch den Plan gesichert wer-
den soll -, ist nicht erkennbar. Da der 
Bebauungsplan – wie es sich aus Zif-
fer 3 der Begründung ergibt – vor al-
lem die Zielsetzung erfolgt, die künfti-
ge Nutzung unseres Grundstücks zu 
steuern, ist zu besorgen, dass von 
der künftig geltenden Beschränkung 
nur Hornbach betroffen ist, während 
anderen Einzelhandelsbetrieben eine 
umfassendere Nutzung ihres Grund-
stücks möglich ist. 


Die Grundflächenzahl GRZ gibt an, wieviel 
Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter 
Grundstücksfläche zulässig sind. Diese Re-
gelung gilt für das gegenständliche Grund-
stück im gleichen Maß wie für alle anderen 
Baugrundstücke im Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes.  
Der Ist-Bestand an Einzelhandelsfläche (das 
Gelände Hornbach wurde fiktiv als genutzt 
berechnet!) wurde somit erhalten und sogar 
noch zusätzlicher Spielraum für Erweite-
rungsmöglichkeiten eröffnet. Damit ist ein 
wirtschaftlich hinreichender Entwicklungs-
spielraum gegeben. 
 
Nach Rechtskraft des Bebauungsplanes sind 
alle Bauvorhaben den Regelungen des neu-
en Bebauungsplanes unterworfen, unabhän-
gig davon, ob im Bereich des zukünftigen 
Sondergebietes Handel bereits Einzelhan-
delsbetriebe angesiedelt sind oder nicht. Eine 
besondere Beschränkung des Grundstücks 
des Unternehmens im Vergleich zu anderen 
Grundstücken ist daher in keiner Weise er-
kennbar. Der Bestandsschutz aller beste-
henden und genehmigten Betriebe ist unve-
rändert gegeben. 
 


  
b) Vor allem aber ist nicht geklärt, ob ein 


Aufbrechen der Versiegelung ange-
sichts der Umweltsituation möglich ist. 
Wie in Ziffer 4.5.3 der Begründung 
ausgeführt, dient die derzeit vorhan-
dene Oberflächenversiegelung dem 
Schutz vor unerwünschten Umwelt-
beeinträchtigungen; auch gehen die 
erstellten Umweltgutachten im Rah-
men der Gefährdungsabschätzung 
davon aus, dass die Vollversiegelung 
bei den problematischen Flächen er-


Die Oberflächenversiegelung dient nicht dem 
Schutz vor unerwünschten Umwelteinwirkun-
gen. Vielmehr verhindert die bestehende 
Oberflächenversiegelung an einigen festges-
tellten Altlastenflächen im Geltungsbereich, 
dass Niederschlagswasser die Verunreini-
gungen erreicht und Schadstoffe in das 
Grundwasser ausspült. Werden die Oberflä-
chen etwa im Zuge von Baumaßnahmen 
entfernt, ist der Grundstückseigentümer zur 
fachgerechten Entsorgung verpflichtet. 
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halten bleibt. Vor diesem Hintergrund 
ist zu besorgen, dass mit der Ver-
pflichtung zur Schaffung eines min-
destens 15 %-igen Grünflächenanteils 
pro Grundstück unnötige und unver-
hältnismäßige Kosten zum Schutz 
von negativen Umwelteinwirkungen 
erforderlich werden. 


Die Festsetzung eines 15 %-igen Grünanteils 
dient dem Ausgleich für ermittelte Eingriffe 
durch die Ausdehnung der überbaubaren 
Grundstückflächen. Für das Grundstück des 
Unternehmens sind keine Altlastenflächen 
ermittelt worden. Insofern ist bei einer Ent-
siegelung, soweit überhaupt erforderlich, 
nicht mit unverhältnismäßigen Kosten für 
Vorhaben zu rechnen. 


  
3. Nicht einverstanden sind wir darüber hi-


naus mit dem Umstand, dass mit dem in 
der Aufstellung befindlichen Bebauungs-
plan offenbar beabsichtigt ist, eine unmit-
telbare Ein- und Ausfahrt zwischen unse-
rem Grundstück und der Frankfurter Stra-
ße zu unterbinden. Dieses Ein- und Aus-
fahrverbot ist nicht nur erforderlich, son-
dern vor allem auch unvereinbar mit dem 
für unser Grundstück erlassenen Bauvor-
bescheid vom September 2007, der die 
Ein- und Ausfahrt von und zur Frankfurter 
Straße gerade nicht ausschließt, sondern 
– wenngleich unter bestimmten Voraus-
setzungen – zulässt. Dieser Bauvorbe-
scheid ist nach wie vor gültig. Eine Be-
gründung, warum die Stadt Braunschweig 
nunmehr abweichend von dem erlassenen 
Bauvorbescheid ein generelles Ein- und 
Ausfahrtverbot im Bereich unseres 
Grundstückes festsetzen möchte, obwohl 
die Ein- und Ausfahrt von und zur Frank-
furter Straße nach dem Bauvorbescheid 
zulässig ist, wird nicht gegeben.  


Der genannte Bauvorbescheid wurde im Jahr 
2007 auf der Basis des damals geltenden 
Rechts erstellt. Die Bauvoranfrage umfasste 
nicht die Zu- und Abfahrt vom Grundstück. 
Insofern konnte diesbezüglich auch kein 
Bauvorbescheid erteilt werden. Hier wurde 
frühzeitig darauf hingewiesen, dass die ge-
planten Zufahrten zur Frankfurter Straße von 
der Verwaltung kritisch angesehen werden. 
Die Gültigkeit des erteilten Bauvorbescheides 
ist im Übrigen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes WI 74 unberührt.  
 
Für zukünftige Vorhaben ist mit Ausnahme 
einer einzigen Zufahrt nach dem rechts-rein-
rechts-raus-Prinzip des südlich gelegenen 
Baugrundstück eine Zufahrt über die Stob-
wasserstraße mit der signalisiert ausgebau-
ten Kreuzung vorgesehen. Dies dient der 
geordneten und sicheren Abwicklung des 
Verkehrs in der Frankfurter Straße. 
Insbesondere das Grundstück Stobwasser-
straße 1 des Unternehmens ist verkehrlich 
bislang immer und ausschließlich über die 
Stobwasserstraße gut erschlossen gewesen. 
Die wirtschaftliche Notwendigkeit, weitere Zu- 
und Abfahrten in die Frankfurter Straße mit 
den damit zu befürchtenden Stockungen im 
Verkehrsfluss, ist nicht zu erkennen. 


  
Wir regen damit an, die vorgelegte Be-
bauungsplanung zu ändern und die vorste-
henden Erwägungen zu berücksichtigen. 
Andernfalls besteht die Gefahr, dass der Be-
bauungsplan rechtswidrig wird. 


 


  
Zu einem persönlichen Gespräch über die 
vorstehenden Einwendungen stehen wir 
selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 


 


Schreiben vom 28. Oktober 2009 im Rah-
men der erneuten Beteiligung gem. § 4a 
(3) BauGB vom 07.10.2009 


 


 
Wir bestätigen den Erhalt des im Bereich der 
textlichen Festsetzungen Teil A im Punkt I 
2.2.1 geänderten / ergänzten Fassung des 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Bebauungsplanentwurfs.  
 
Dazu stellen wir vorsorglich klar, dass die 
Einwendungen gegen den bisherigen Be-
bauungsplanentwurf gemäß unseres Schrei-
bens vom 05. Oktober 2009 durch die Ände-
rungen/Ergänzungen nicht erledigt sind. Wir 
halten unsere Einwendungen daher in vollem 
Umfang aufrecht und regen an, die vorgeleg-
te Bebauungsplanung entsprechend den von 
uns geltend gemachten Ansprüchen abzuän-
dern. 


 
 
Da gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB Stellung-
nahmen nur zu den nach der öffentlichen 
Auslegung geänderten bzw. ergänzten Teile 
(Textliche Festsetzungen Teil A im Punkt I 
2.2.1) gegeben werden können und sonst 
keine neuen Aspekte vorgebracht wurden, 
wird auf die Abwägung zum Schreiben vom 
05.10.2009 verwiesen. 


  
 Vorschlag der Verwaltung: 
  


Eine Änderung des Bebauungsplanes wird 
nicht vorgenommen. 
 
Die Begründung wurde zur Verdeutlichung 
der planerischen Zusammenhänge in den 
Punkten 5.1 und 5.5.2 ergänzt. 
 


 
 
 





		Anlage 5

		Stellungnahme Nr. 1:






 
 Anlage Nr. 6 
 Stand: 04.11.2009 
 
 
 
 


Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift) 
Stobwasserstraße  WI 74 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 (2) BauGB, der Gemeinden gemäß § 2 (2) BauGB und sonstiger 
Stellen im Zeitraum vom 27. Januar 2009 bis 27. Februar 2009 sowie der Stellung-
nahmen der erneuten Beteiligungen gem. § 4a Abs. 3 BauGB vom 06.07.2009 und 
vom 07.10.2009. 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
en.bs, Energienetze Braunschweig 
GmbH 
Schreiben vom 17.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Die folgende Stellungnahme wurde um 
die nicht planungsrelevanten technischen 
Hinweise zu Versorgungsleitungen ge-
kürzt. 
 


 


Stromversorgung: 
Für die 110-kV-Leitung ist ein Freihalte-
streifen von 30 m zu beiden Seiten der 
Leitungsachse erforderlich. 
 
 
 
Gasversorgung: 
Mittelfristige Planungsabsichten bestehen 
zurzeit für die Erneuerung von Gasleitun-
gen in der Frankfurter Straße entlang der 
östlichen Grenze des Bebauungsplanes. 
 
 


 
Ein Freihaltestreifen von 30 m beidseitig 
der 110-kV—Freileitung wurde mit einem 
entsprechenden Hinweis versehen. Eine 
Festsetzung im Bebauungsplan ist nicht 
erforderlich. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes 
wird nicht vorgenommen. 
 


Stellungnahme Nr. 2 
BS Energy 
Schreiben vom 29.01.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


  
Für den Bebauungsplan WI 74 planen wir 
eine Erschließung mit Fernwärme 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men, Festsetzungen im Bebauungsplan 
sind nicht erforderlich. 
 
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes 
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wird nicht vorgenommen. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
IHK Braunschweig  
Schreiben vom 16.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Die Bebauungsplanung dient dem Ziel, 
das Planungsrecht im Umfeld der Stob-
wasserstraße den Regelungen des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel der Stadt 
Braunschweig anzupassen. Die IHK 
Braunschweig hat eine derartige Anpas-
sung zur Umsetzung des Zentrenkonzep-
tes Einzelhandel im Plangebiet bereits 
seit vielen Jahren gefordert und begrüßt 
die Bebauungsplanung somit ausdrück-
lich. 
 
Aus gegebenem Anlass weisen wir darü-
ber mit Nachdruck darauf hin, dass wir 
Aufweichungen des Zentrenkonzeptes 
nicht mittragen werden. Die (außerhalb 
dieses Planungsverfahrens) ins Ge-
spräch gebracht Ansiedlung eines Le-
bensmittelmarktes im Plangebiet wider-
spricht dem Zentrenkonzept Einzelhandel 
und der darin enthaltenen Nahversor-
gungskonzeption fundamental. In diesem 
Zusammenhang merken wir an, dass das 
vom Investor vorgetragene Argument, es 
handele sich bei dem Lebensmittelmarkt 
lediglich um die Verlagerung eines be-
reits an der Otto-von-Guericke-Straße 
ansässigen Lebensmittelbetriebes, so 
nicht zutreffend ist. Zwingend ist zu be-
achten, dass das vorhandene Planungs-
recht an der Otto-von-Guericke-Straße 
eine Nachfolgenutzung mit bis zu 
1.200 m² Verkaufsfläche im Lebensmit-
telsortiment zulässt. Des Weiteren müss-
te nach aktueller Rechtslage aus Gleich-
heitsgrundsätzen für alle Grundstücksei-
gentümer im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes eine Regelung gelten, die 
die Ansiedlung weiterer Nachversor-
gungsanbieter ermöglichen würde. 
 
Vor diesem Hintergrund ermuntern wir 
die Stadt Braunschweig ausdrücklich, die 
in Rede stehende Planung in der vorge-
sehenen Form zu Ende zu führen und 
damit das bewährte städtische Zentren-
konzept Einzelhandel strikt einzuhalten 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für den angesprochenen Bereich des 
Sondergebietes Handel sind nur mit dem 
Zentrenkonzept Einzelhandel der Stadt 
Braunschweig verträgliche Einzelhan-
delsnutzungen zulässig. Um auch den 
Anforderungen der Einzelhandelsbetriebe 
nach einem gewissen Kontingent von 
zusätzlichen Warensortimenten entge-
genzukommen, wird im Zentrenkonzept 
Einzelhandel den Betrieben ein auf max. 
3 % der Verkaufsfläche begrenztes Frei-
sortiment als Kompromiss in den Fest-
setzungen zugestanden. Diese Festset-
zungen wurden im Bereich des Sonder-
gebietes Handel übernommen, gleichzei-
tig aber Lebensmittel ausdrücklich aus-
geschlossen. Die Ansiedlung eines Le-
bensmittelmarktes ist somit hier nicht zu-
lässig. 
 
Die diesbezüglichen Festsetzungen blei-
ben, auch im Sinne der IHK, unverändert 
erhalten. 
 
 
 
 
 
 
Das Zentrenkonzept Einzelhandel wird in 
der vom Rat der Stadt Braunschweig be-
schlossenen Form im Bebauungsplan 
ohne Einschränkungen umgesetzt. 
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bzw. konsequent umzusetzen. 
 
Schreiben vom 22.07.2009  
im Rahmen der erneuten TÖB-
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
vom 06.07.2009 


 


 
Die Bebauungsplanung dient dem Ziel, 
das Planungsrecht im Umfeld der Stob-
wasserstraße den Regelungen des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel der Stadt 
Braunschweig anzupassen. Die IHK 
Braunschweig hat eine derartige Anpas-
sung zur Umsetzung des Zentrenkonzep-
tes Einzelhandel im Plangebiet bereits 
seit vielen Jahren gefordert und begrüßt 
die Bebauungsplanung somit ausdrück-
lich.  
 
Wir ermuntern die Stadt Braunschweig, 
die in Rede stehende Planung in der vor-
gesehenen Form zu Ende zu führen und 
damit das bewährte städtische Zentren-
konzept Einzelhandel strikt einzuhalten 
bzw. konsequent umzusetzen. 
 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Zentrenkonzept Einzelhandel wird in 
der vom Rat der Stadt Braunschweig be-
schlossenen Form im Bebauungsplan 
ohne Einschränkungen umgesetzt. 


Schreiben vom 26.10.2009 im Rahmen 
der erneuten TÖB-Beteiligung gem. 
§ 4a Abs. 3 BauGB vom 07.10.2009 


 


 
Ihrem Schreiben vom 07.10.2009 zufolge 
beabsichtigt die Stadt Braunschweig, die 
o. g. Bebauungsplanung nach bereits 
erfolgter öffentlicher Auslegung noch 
einmal im Bereich der textlichen Festset-
zungen Teil A, Punkt I 2.2.1, zu ändern. 
Demnach soll die dort bisher vorgesehe-
ne Sortimentsaufteilung des Angebots-
sektors „Kleintiere und Tierhaltung“ in ein 
Kern-, Rand- und Freisortiment aufgeho-
ben werden. Neben der bisher als Kern-
sortiment festgesetzten Tiernahrung wä-
ren somit innerhalb des Sondergebietes 
auf einer maximalen Bruttogeschossflä-
che von insgesamt 1.800 m² auch die 
bisher als Randsortiment festgesetzten 
Kleintiere sowie Bedarfsartikel für die 
Haltung von Klein- und Haustieren ohne 
die bisherige Beschränkung auf 5 Pro-
zent der Geschossfläche zulässig. 
Zur Begründung führen Sie an, dass das 
in Rede stehende Sortiment schon heute 


 
Nach der öffentliche Auslegung gemäß 
§ Abs. 2 BauGB wurden die textlichen 
Festsetzungen zum Bebauungsplan im 
Teil A, Punkt I 2.2.1 dahingehend geän-
dert, dass die ursprüngliche Aufteilung in 
ein Kernsortiment Tiernahrung und 
Randsortimente Kleintiere sowie Be-
darfsartikel für die Tierhaltung aufgeho-
ben wurde und nun alle drei Warensorti-
mente als Kernsortiment festgesetzt sind. 
Hintergrund dieser Bebauungsplanände-
rung sind neuere Erkenntnisse der Stadt 
Braunschweig im Hinblick auf die Zent-
renrelevanz dieser Warengruppe.  
 
Bei Erhebungen im Stadtgebiet hat sich 
gezeigt, dass von derzeit im Stadtgebiet 
mit zusammen ca. 3.000 m² Verkaufsflä-
che (VF) sich weniger als ca. 10 % im 
Innenstadtbereich befinden. Auch für die 
innerhalb von Kaufhäusern, SB-
Warenhäusern, Bau/Gartenmärkten und 
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größtenteils auf Verkaufsflächen außer-
halb der Braunschweiger Innenstadt an-
geboten wird und somit nur noch geringe 
Zentrenrelevanz aufweist. Dieser Ein-
schätzung kann auch von unserer Seite 
nicht widersprochen werden. Dennoch 
halten wir es generell für bedauerlich, 
wenn einzelne Sortimente nicht mehr für 
den Handel in der Innenstadt „reserviert“ 
werden. Dies gilt besonders angesichts 
der Tatsache, dass es sich bei Kleintie-
ren sowie bei Bedarfsartikeln für die Hal-
tung von Klein- und Haustieren keines-
falls um Waren handelt, die aufgrund ih-
rer spezifischen Eigenschaften (Größe, 
Gewicht, Sperrigkeit, u. ä.) auf ein Ange-
bot an autoorientierten Standorten au-
ßerhalb der Zentren angewiesen sind. 
Insofern betrachten wir das Vorhaben der 
Stadt Braunschweig zur Änderung der 
oben angesprochenen Textfestsetzung 
mit einem gewissen Bedauern. 
 


Verbrauchermärkten vorhandenen Tier-
futter- und Heimtierbedarfsabteilungen 
(insg. ca. 1.700 m² VF) gelten vergleich-
bare Werte. Da es wenig realistisch er-
scheint, das sich diese an sich zentrenre-
levanten Sortimente wieder im nennens-
werten Umfang in den Zentren Braun-
schweigs ansiedelt, ist hier eine Differen-
zierung zwischen Kern – und Randsorti-
ment nicht mehr erforderlich. 
 
Zusätzlich ist in der Prüfung des Einzel-
falls darauf hinzuweisen, dass im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes 
WI 74 bereits ein großflächiger Einzel-
handel mit den genannten Sortimenten 
ansässig ist. Selbst eine zusätzliche An-
siedlung eines weiteren derartigen Be-
triebes in der festgesetzten Größenord-
nung lässt aus den oben genannten 
Gründen keine wesentlichen Beeinträch-
tigungen des Einzelhandels im Citybe-
reich oder der Braunschweiger Zentren 
befürchten. 
 


 
 
 
 


 
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes 
wird nicht vorgenommen. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr (NLStbV), 
Geschäftsbereich Wolfenbüttel 
Schreiben vom 26.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Die Notwendigkeit der Aufnahme des 
planfestgestellten Umbaus des Auto-
bahndreiecks Braunschweig – Südwest, 
A 39 / A 391 ist nicht gegeben, da die 
Planung ohnehin nur nachrichtlich dar-
gestellt ist. Außerdem scheint die betrof-
fene Fläche nicht dem aktuellen Pla-
nungsstand zu entsprechen. 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes ist daher außerhalb der planfestges-
tellten Bereiche der Umbaumaßnahmen 
am Autobahndreieck Braunschweig 


 
In Folge der Stellungnahme der NLStbV 
– Wolfenbüttel wurde ein kleines Stück 
der vorher als normale Straßenverkehrs-
fläche festgesetzten Alten Frankfurter 
Straße auf Grund des mittlerweile erfolg-
ten Planfeststellungsbeschlusses zum 
Umbau des Autobahndreiecks Braun-
schweig-Südwest im Rahmen des Ausle-
gungsbeschlusses nachrichtlich über-
nommen.  
 
Zu Grunde liegt der noch rechtsgültige 
Bebauungsplan WI 17 von 1966, der zur 
Vorbereitung der alten B4 Straßenver-
kehrsfläche festgesetzt hat. Mittlerweile 
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Südwest festzusetzen. 
 


besteht die Bundesautobahn 391. Damit 
ist die Fläche der A 391 als Bundesgebiet 
der Planungshoheit der Gemeinde ent-
zogen.  
 
Die Bauleitplanung ist gemäß § 1 Abs. 4 
BauGB aufgefordert, auch bestehende 
Bebauungspläne den übergeordneten 
Zielen der Raumordnung (hier: Auto-
bahn) anzupassen. Dies erfolgt mit dem 
Bebauungsplan "Stobwasserstraße", 
WI 74. 
 
Eine Herausnahme des o.g. Planfeststel-
lungsbereiches würde dazu führen, dass 
ein Rest des alten Bebauungsplanes 
WI 17 weiterhin rechtskräftig bliebe und 
dann in einem gesonderten Verfahren mit 
dem entsprechenden zusätzlichen Ar-
beits- und Kostenaufwand den Zielen der 
Raumordnung anzupassen wäre.  
 
Die Flächen der A 391 sind der Pla-
nungshoheit der Stadt Braunschweig 
entzogen und werden folgerichtig, unab-
hängig ob plangestellt oder nicht, nur in-
formativ als nachrichtliche Übernahmen 
dargestellt. Eine mögliche zeichnerische 
Unterscheidung zwischen den planfest-
gestellten Flächen und den Flächen der 
Autobahn führten aus Sicht der Verwal-
tung eher zur Unleserlichkeit. Planungs-
rechtliche Konsequenzen entstehen 
nicht. 
 


Schreiben vom 13.07.2009  
im Rahmen der erneuten TÖB-
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
vom 06.07.2009 


 


 
Bedenken und Anregungen sind in stra-
ßenbaulicher und verkehrlicher Hinsicht 
nicht vorzubringen. 
 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.  


  
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes 
wurde bereits zum Auslegungsbeschluss 
vorgenommen. Weitere Änderungen des 
Bebauungsplanes sind nicht erforderlich. 
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Stellungnahme Nr. 5 
Niedersächsische Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr (NLStbV), 
Geschäftsbereich Hannover 
Schreiben vom 17.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Ich kann dem Vorhaben im Grundsatz 
zustimmen, weil die mit der Landesbe-
hörde für Straßenbau und Verkehr abge-
stimmte und verminderte Bauverbotszo-
ne der A391 (23 m, gemessen vom 
Fahrbahnrand der Autobahn; gilt auch für 
Anschlussstellenrampen) beachtet wird. 
 
 
 
 
 
Bezugnehmend auf Werbeanlagen im 
Plangebiet weise ich jedoch nochmals 
auf das Allgemeine Rundschreiben ARS 
32/2001 des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Städtebau (BMVBS) 
hin. Mit der Maßgabe  
• Werbeanlagen nur am Ort der Leis-


tung, 
• Höhe der Werbeanlagen in der Regel 


max. 20 m, 
• keine Prismenwendeanlagen, 
• keine Lauflichtbänder, 
• keine Rollbänder, 
• keine Filmwände, 
• u.a. 
soll hierbei unbedingt verhindert werden, 
dass von Werbeanlagen im Plangebiet 
Gefahren auf die Verkehrssicherheit (Ab-
lenkung) der A391 ausgehen. 
 
Die bisherigen Festsetzungen und Aus-
sagen im Bebauungsplanentwurf, im 
Hinblick auf den Ausschluss von Lärm-
schutzansprüchen gegenüber dem Stra-
ßenbaulastträger Bund finden nicht mei-
ne Zustimmung. 
Mit der im Fernstraßengesetz (FStrG) 
gesetzlichen Bauverbotszone von 40 m 
bei Autobahnen, wird unter anderem si-
chergestellt, das ein dauerhafter Auf-
enthalt (Arbeiten, Wohnen, Schlafen) 
wegen der aus dem Verkehr hervorge-
henden Immissionen (Lärm, Abgase etc.) 
hier ausgeschlossen wird. 


 
Im Vorgriff auf den Auslegungsbeschluss 
wurde mit der NLStbV – Hannover eine 
auf 23 m verminderte Bauverbotszone 
abgestimmt. Dabei wurden insbesondere 
vorausgegangene Zustimmungen seitens 
des NLStbV zu Baugenehmigungen mit 
reduziertem Abstand zur Autobahn be-
rücksichtigt. Eine entsprechende Bauver-
botszone wurde in die zeichnerischen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes 
aufgenommen. 
 
Bei entsprechenden Bauvorhaben zur 
Errichtung, Änderung oder Umnutzung 
von baulichen Anlagen ist die Zustim-
mung der Landesbehörde gem. § 9 Bun-
desfernstraßengesetz (FStrG) in einem 
Korridor von 100 m beidseitig der Auto-
bahn ohnehin einzuholen. 
 
Zusätzlich sind die genannten Maßgaben 
des ARS 32/2001 im Rahmen der Gestal-
tungsvorschriften textlich als nicht zuläs-
sig festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die besondere Situation im Stadt-
gebiet Braunschweigs im Zuge der Hoch-
stufung der ehemaligen Bundesstraße 4 
zur Autobahn A 391 werden die im FStrG 
vorgesehenen Abstände in Braunschweig 
sehr häufig deutlich unterschritten. Alle 
genehmigten bestehenden Gebäude ge-
nießen insofern Bestandschutz. 
 
Das o. g. Bauverbot von 40 m ab Fahr-
bahnkante gilt gem. § 9 Abs. 7 FStrG 
nicht, wenn ein Bauvorhaben dem Be-
bauungsplan entspricht, der unter Mitwir-
kung des Straßenbaulastträgers zustan-







- 7 - 
 


Wenngleich ein Anspruch gegenüber 
dem Straßenbaulastträger folgerichtig 
erst dann entsteht, wenn die Autobahn 
baulich wesentlich geändert wird, so wird 
der Bund entschädigungsrechtlich spä-
testens jedoch zu diesem Zeitpunkt be-
nachteiligt, sollte auf das gesetzliche 
Recht der „vollständigen“ Bauverbotszo-
ne verzichtet werden. Dieses ist jedoch 
auszuschließen.  
 
 
 
 
 
 
 
In den zeichnerischen Festsetzungen 
muss daher unbedingt die „aufgegebene“ 
Bauverbotszone (23 m bis 40 m, gemes-
sen vom äußeren befestigten Fahrbahn-
rand der Autobahn) als „Fläche für Nut-
zungsbeschränkungen“, gemäß § 5 Abs. 
2 Nr. 6 Baugesetzbuch gekennzeichnet 
werden.  
 
 
 
 
 
Eine textliche Festsetzung im Plan muss 
den grundsätzlichen Ausschluss von 
lärmschutzrechtlichen Ansprüchen ge-
genüber dem Bund auch bei zukünftigen, 
entschädigungsrelevanten Autobahnaus-
baumaßnahmen im Sinne des § 41 Bun-
des-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
in der nutzungseingeschränkten Zone 
festschreiben. Eine verbale Abhandlung 
in der Begründung zum Bebauungsplan 
ist nicht rechtsbindend und reicht daher 
nicht aus. 
 


de gekommen ist. Hier hat im Vorfeld 
eine Abstimmung mit dem Baulastträger 
auf 23 m Bauverbotszone stattgefunden. 
 
Auf das Recht der „vollständigen“ Bau-
verbotszone hat die Landesbehörde 
schon mehrfach in - dem Bebauungs-
planverfahren vorgelagerten - Bauge-
nehmigungsverfahren im Bereich der an 
die Autobahn angrenzenden Grundstü-
cke der Stobwasserstraße verzichtet. 
Darüber hinaus ist im BauGB keine 
Rechtsgrundlage zum Ausschluss ent-
schädigungsrechtlicher Ansprüche ver-
ankert, die derartige Festsetzungen er-
möglichen würde.  
 
Im § 5 Abs. 2 BauGB werden die zulässi-
gen Darstellungen für den Flächennut-
zungsplan geregelt. Die hier genannten 
Darstellungen sind in einem Bebauungs-
plan nicht festsetzbar. Für Festsetzungen 
in Bebauungsplänen bildet der 
§ 9 BauGB die Rechtsgrundlage. Eine 
nachrichtliche Kennzeichnung ist nicht 
sinnvoll, da sich die von der Landesbe-
hörde befürchteten Ersatzansprüche aus 
anderen gesetzlichen Vorschriften erge-
ben und nicht aus dem Baugesetzbuch.  
 
Bei wesentlichen Änderungen, etwa im 
Zuge von Ausbaumaßnahmen im Bereich 
der Autobahn, sind die Regelungen der 
16. Bundesimmissionsschutzverordnung 
(BImSchV) anzuwenden.  
Im Übrigen würden derartige Festsetzun-
gen fachlich nicht sinnvoll sein. Bei Ge-
bäuden, die bis zur Rechtskraft des 
maßgeblichen BImSchG errichtet wur-
den, bestand kein Anspruch auf Lärm-
schutz. Bei allen neu errichteten Gebäu-
den seit Bestehen des BImSchG ist aus-
reichender Lärmschutz vom Antragsteller 
schon bei der Errichtung durch Schall-
schutzmaßnahmen in und an den Ge-
bäuden zu gewährleisten. Darüber hi-
naus wurden zur Wahrung der allgemei-
nen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse Lärmschutzregel-
ungen durch die Festsetzung von Lärm-
pegelbereichen und den Ausschluss jeg-
licher Wohnnutzung im Geltungsbereich 
getroffen.  
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Schreiben vom 09.07.2009  
im Rahmen der erneuten TÖB-
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
vom 06.07.2009: 


 


 
Ich nehme Bezug auf meine unter dem 
Datum vom 17.02.2009 abgegebene 
Stellungnahme. Meine darin erhobenen 
Forderungen bezüglich des Ausschlusses 
von Lärmschutzansprüchen gegenüber 
dem Bund sind bisher im Plan nicht um-
gesetzt worden! Ich teile Ihnen daher mit, 
dass ich diese weiterhin aufrecht erhalte 
und bitte erneut, in den zeichnerischen 
Festsetzungen die „aufgegebene“ Bau-
verbotszone (23 m bis 40 m, gemessen 
vom äußeren befestigten Fahrbahnrand 
der Autobahn) als „Fläche für Nutzungs-
beschränkungen“, gemäß § 5 Abs. 2 
Nr. 6 Baugesetzbuch zu kennzeichnen. 
Zusätzlich verweise ich auf die erforderli-
che textliche Festsetzung im Sinne des 
§ 41 BImSchG zur Festschreibung des 
Ausschlusses von lärmschutzrechtlichen 
Ansprüchen in der nutzungseinge-
schränkten Zone. Danach ist meine Zu-
stimmung zum Plan zu erwarten. 
 


 
Die erneute Stellungnahme der NLStbV 
deckt sich inhaltlich mit der Stellungnah-
me vom 17.02.2009. Vorstehend hat die 
Verwaltung bereits ausführlich Stellung 
genommen. Insofern wird hierauf verwie-
sen. 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes 
wird nicht vorgenommen. 
 


Stellungnahme Nr. 6 
Einzelhandelsverband Harz-Heide e.V. 
Schreiben vom 27.02.2009 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Soweit in der Begründung zum Be-
bauungsplan (Stand: 15.01.2009) ausge-
führt wird, dass es bei der Erneuerung 
des Aufstellungsbeschlusses vom 
17.10.1989 wesentlich unter anderem 
darum geht, inhaltlich die Ziele des Zent-
renkonzeptes Einzelhandel umzusetzen, 
so begrüßen wir dieses Ansinnen. Die in 
der Gesamtabwägung zum Ausdruck 
kommende Wertung, wonach der Umset-
zung des gesamtstädtisch positiv wirken-
den Zentrenkonzeptes Einzelhandel im 
Hinblick auf den Ausschluss der bislang 


 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.  
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planungsrechtlich zulässigen Einzelhan-
delsunternehmen mit zentrenrelevanten 
Warensortimenten im Planbereich der 
Vorrang einzuräumen ist, halten wir für 
richtig.  
 
Es ist allerdings aus unserer Sicht sicher-
zustellen, dass gegenwärtig bereits im 
Planbereich niedergelassene Betriebe 
Bestandsschutz genießen. 
 
Unter dieser Prämisse sind die geplanten 
Inhalte des Bebauungsplanes nicht zu 
beanstanden. 
 


 
 
 
 
 
 
Im Sinne des Einzelhandelsverbandes 
gilt für alle Gewerbebetriebe im Gel-
tungsbereich der Bestandschutz. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.  


Schreiben vom 24.07.2009  
im Rahmen der erneuten TÖB-
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
vom 06.07.2009 


 


 
Insbesondere die geänderte Passage in 
den textlichen Festsetzungen und Hin-
weisen zum Bebauungsplan mit Gestal-
tungsvorschrift „Stobwasserstraße“ – WI 
74  - gemäß der uns mit Ihrem Schreiben 
vom 06.07.2009 übermittelten Anlage 3 
wie sie dort unter Buchstabe A Ziffer I 1.2 
unter der Unterziffer 2 lit a) und b) zum 
Ausdruck kommt, ist aus unserer Sicht 
weit weniger geeignet, die in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan mitgeteilte 
Intention, inhaltlich die Ziele des Zentren-
konzeptes Einzelhandel – Fortschreibung 
2003 – umzusetzen, Realität werden zu 
lassen. Insoweit war die uns übermittelte 
vorangegangene Fassung der Anlage 3 
(Stand: 13.01.2009) unter Buchstabe A 
Ziffer I 1.2 nach dortiger Ziffer 3 vorge-
nommene eindeutige Regelung betref-
fend die Warensortimente sehr viel bes-
ser geeignet, ungewünschte Entwicklun-
gen zu verhindern da klarere Parameter 
darin festgelegt waren. 
Die Neufassung (Stand: 22.05.2009) 
lässt sich nach Buchstabe A Ziffer I 1.2 
unter der Unterziffer 2 lit a) und b) auch 
so lesen, dass im Gewerbegebiet aus-
nahmsweise nicht großflächige Einzel-
handelsbetriebe als Verkaufs- und Aus-
stellungsflächen, die im unmittelbaren 
Zusammenhang mit einem Betrieb des 
Großhandels stehen, zulässig sind. Eine 
solche umfassende Regelung würde aus 


 
Der im Rahmen der Beteiligung der Be-
hörden, der Träger öffentlicher Belange 
(TÖB) und sonstiger Träger im Januar 
2009 gem. § 4 Abs. 2 BauGB versandte 
Vorentwurf des Bebauungsplanes wurde 
im Zuge der Weiterbearbeitung geändert. 
In veränderter Form wurde der Entwurf in 
die Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
den TÖB zur erneuten Stellungnahme 
zugeleitet. 
 
Im Vorentwurf waren in den Gewerbege-
bieten nicht großflächige Einzelhandels-
betriebe ausnahmsweise zulässig, jedoch 
nicht mit zentrenrelevanten Warensorti-
mente wie Lebensmittel, Elektronik, Lite-
ratur usw., die in üblicherweise in der 
Stadt Braunschweig außerhalb der im 
Zentrenkonzept Einzelhandel genannten 
Einzelhandelsschwerpunkten zum Schutz 
des Innenstadthandels ausgeschlossen 
werden. Im Entwurf mit Stand 22.05.2009 
wurde der ausnahmsweise zulässige 
nicht großflächige Einzelhandel auf Kfz- 
und Kfz-Ersatzteilhandel sowie auf Ver-
kaufs- und Ausstellungsflächen im Zu-
sammenhang mit Produktion oder Wei-
terverarbeitung von Waren und Gütern 
eingeschränkt.  
 
Darüber hinaus ist der Einzelhandel nur 
räumlich untergeordnet zulässig. Dies 
bietet potenziellen Produktionsbetrieben 







- 10 - 
 


hiesiger Sicht die Ziele des gesamtstäd-
tisch positiv wirkenden Zentrenkonzeptes 
Einzelhandel konterkarieren können.  
Wir widersprechen daher der geplanten 
Änderung in der vorgenommenen Art und 
Weise. 


die Möglichkeit eines Direktverkaufs ihrer 
Waren auf untergeordneten Flächen, 
bzw. die Ausstellung der produzier-
ten/weiterverarbeiteten Waren. Der Be-
griff „Großhandel“ wurde vor der öffentli-
che Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
im Sinne des Einzelhandelsverbandes 
aus den textlichen Festsetzungen A I 1.2 
herausgenommen, um Einzelhandel in 
Verbindung mit dem als Gewerbebetrieb 
unverändert zulässigen Großhandel zu 
unterbinden. 
 


Schreiben vom 26.10.2009  
im Rahmen der erneuten TÖB-
Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 BauGB 
vom 07.10.2009 


 


 
Unabhängig von der Einschätzung der 
Stadt Braunschweig, wie sie im Schrei-
ben vom 07.10.2009 zum Ausdruck 
kommt, wonach „es wenig realistisch er-
scheint, dass sich dieses an sich zentren-
relevante Sortiment wieder in nennens-
wertem Umfang in den Zentren Braun-
schweigs ansiedelt“, wobei damit das 
Sortiment Tiernahrung, Kleintiere und 
entsprechende Bedarfsartikel gemeint ist, 
wird diesseitig zu bedenken gegeben, 
dass jedenfalls nach dem aktuell gelten-
den Zentrenkonzept Einzelhandel die 
vorbezeichneten Sortimente als zentren-
relevant eingestuft sind. 
 
 


 
Nach der öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB wurden die textlichen 
Festsetzungen zum Bebauungsplan im 
Teil A, Punkt I 2.2.1 dahingehend geän-
dert, dass die ursprüngliche Aufteilung in 
ein Kernsortiment Tiernahrung und 
Randsortimente Kleintiere sowie Be-
darfsartikel für die Tierhaltung aufgeho-
ben wurde und nun alle drei Warensorti-
mente als Kernsortiment festgesetzt sind. 
Hintergrund dieser Bebauungsplanän-
derung sind neuere Erkenntnisse der 
Stadt Braunschweig im Hinblick auf die 
Zentrenrelevanz dieser Warengruppe.  
 
Bei Erhebungen im Stadtgebiet hat sich 
gezeigt, dass sich von derzeit sechs 
Zoogeschäften und zwei Zoo-
Fachmärkten im Stadtgebiet mit zusam-
men ca. 3.000 m² Verkaufsfläche (VF) 
nunmehr nur noch ca. 10 % im Innen-
stadtbereich befinden. Ähnliche Werte 
gelten für die innerhalb von Kaufhäusern, 
SB-Warenhäusern, Bau/Gartenmärkten 
und Verbrauchermärkten vorhandenen 
Tierfutter- und Heimtierbedarfsabteilun-
gen (insg. ca. 1.700 m² VF). Da es wenig 
realistisch erscheint, das sich diese an 
sich zentrenrelevanten Sortimente wieder 
im nennenswerten Umfang in den Zent-
ren Braunschweigs ansiedelt, ist hier eine 
Differenzierung nicht mehr erforderlich. 
 


Mit Blick insbesondere auf die jüngere 
Rechtsprechungspraxis erscheint es hier 


Zusätzlich ist in der Prüfung des Einzel-
falls darauf hinzuweisen, dass im Gel-
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vor dem Hintergrund der besagten  
Zentrenrelevanz zumindest problema-
tisch, aufgrund einer (wenn auch zuge-
gebenermaßen nicht ganz unwahrschein-
lichen) Hypothese ein Ausnahmeexempel 
zu statuieren. 
 
Vielmehr sollte, wenn die Auffassung 
vorherrscht, dass ein gewisser Anpas-
sungsbedarf bezüglich des Zentrenkon-
zeptes Einzelhandel besteht, in der 
althergebrachten Art und Weise mit den 
seit jeher an der Diskussion und Fortent-
wicklung des Zentrenkonzeptes Einzel-
handel beteiligten Akteuren, zu denen 
neben dem Einzelhandelsverband insbe-
sondere auch der Arbeitsausschuss In-
nenstadt (AAI) und die IHK Braunschweig 
gehören, der entsprechende Dialog über 
sinnvolle Anpassungen geführt werden. 
 
Ansonsten kann es passieren, dass dem 
von den gesagten Akteuren gut geheiße-
nen und beachteten Instrument „Zentren-
konzept Einzelhandel“ durch die Schaf-
fung von Ausnahmetatbeständen nicht 
mehr die Bedeutung zur sinnvollen Ent-
wicklung und Steuerung von Einzelhan-
delsansiedlungen in Braunschweig zu-
kommt, die es bislang genießt. 
 


tungsbereich des Bebauungsplanes 
WI 74 bereits ein großflächiger Einzel-
handel mit den genannten Sortimenten 
ansässig ist. Selbst eine zusätzliche An-
siedlung eines weiteren derartigen Be-
triebes in der festgesetzten Größenord-
nung lässt aus den oben genannten 
Gründen keine wesentlichen Beeinträch-
tigungen des Einzelhandels im Citybe-
reich oder der Braunschweiger Zentren 
befürchten. 
 
Im Übrigen beabsichtigt die Stadt bei ei-
nem über den Einzelfall hinausgehenden 
Anpassungsbedarf, diesen, wie vom Ein-
zelhandelsverband vorgetragen, im übli-
chen Beteiligungsverfahren zu erörtern.  


 
Mit diesen Hinweisen verweisen wir auf 
unsere bisher in dieser Angelegenheit 
abgegebene Stellungnahme und stehen 
für weitere Diskussionen selbstverständ-
lich jederzeit gerne zur Verfügung. 
 


 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes 
wird nicht vorgenommen. 
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